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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
Es bestehen keine Bedenken dagegen, die hinsichtlich der 
wasserwirtschaftlichen Anlagen der RWE Power AG am Rande des 
Plangebiets formulierten Maßgaben in Gestalt von 
Nebenbestimmungen in der noch zu erteilenden 
Abgrabungsgenehmigung zu berücksichtigen. 
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Die von der Bezirksregierung Arnsberg angesprochene 
Grundwassermessstelle HA 2436 befindet sich ausweislich des der 
Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 als Anlage 2 
beigefügten Lageplans etwa 60 m östlich der geplanten Ab-
grabungserweiterung. Sie wird durch das Vorhaben nicht betroffen. 
 
Im Übrigen wird die Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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10.1 Rohstoffe/Lagerstätte 
 
Insoweit wird die Stellungnahme zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 
 
10.2 Ingenieurgeologie 
 
Insoweit wird die Stellungnahme zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 
 
10.3 Hydrogeologie 
 
Insoweit wird die Stellungnahme zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 
 
Eine (jährliche) Überwachung des Sicherheitsabstand von 2 m 
zwischen der Abbausohle und der Grundwasseroberfläche findet im 
Bereich der bestehenden Abgrabung bereits statt und soll nach deren 
Aufschluss auch im Bereich der geplanten 5. Erweiterung erfolgen. 
 
10.4 Schutzgut Boden 
 
Die vom Geologischen Dienst NRW kritisierte Aussage, wonach den 
im Vorhabengebiet vorkommenden Parabraunerden aufgrund ihres 
häufigen Vorkommens im Naturraum keine regionale bzw. 
überregionale Bedeutung beigemessen werden kann, findet sich 
nicht in Kapitel 11.4.3.1, sondern in Kapitel 11.4.3.2 des UVP-
Berichts. An ihr ist auch unter Berücksichtigung der vom 
Geologischen Dienst NRW angesprochenen Aspekte festzuhalten. 
 
Bei der späteren Rekultivierung der Vorhabenfläche wird auf einen 
schonenden Umgang mit dem Bodengefüge und den Erhalt des 
Edaphons der getrennt gelagerten Ober- und Unterböden geachtet. 
Entsprechende Vermeidungsmaßnahmen wurden in Kapitel 11.4.3.1 
des UVP-Berichts formuliert. Es bestehen keine Bedenken, wenn 
diese über entsprechende Nebenbestimmungen in der noch zu 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
53 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

12 

 

Hinsichtlich der Berücksichtigung der Belange der 
Bodendenkmalpflege im Rahmen der Abgrabungsgenehmigung ist zu 
differenzieren zwischen den archäologischen 
Prospektionsmaßnahmen, die im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung der Feststellung der 
Umweltverträglichkeit des Vorhabens in Bezug auf das Schutzgut 
"Kulturelles Erbe" dienen, und der sogenannten 
Sekundärquellensicherung, im Rahmen derer durch 
Prospektionsmaßnahmen lokalisierte Bodendenkmäler im Vorfeld der 
Rohstoffgewinnung nach § 29 Abs. 1 DSchG NRW untersucht, 
dokumentiert und geborgen werden müssen. 
 
Da aufgrund der Fund- bzw. Befundsituation im Bereich der 
unmittelbar westlich angrenzenden 4. Erweiterung der Abgrabung 
Buir konkrete Anhaltspunkte dafür vorlagen, dass auch im Boden der 
antragsgegenständlichen Vorhabenfläche eisenzeitliche 
Siedlungsbefunde verborgen sein könnten, hat die Antragstellerin 
das Archäologie Team Troll mit der Durchführung archäologischer 
Prospektionsmaßnahmen im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung beauftragt. Zur Durchführung dieser 
Prospektionsmaßnahmen hat das Archäologie Team Troll am 
14.06.2019 bei der Oberen Denkmalbehörde des Rhein-Erft-Kreises 
eine Grabungserlaubnis nach § 13 DSchG NRW beantragt, die der 
Antragstellerin mit Bescheid vom 01.07.2019, Az.: 47.76.50.03, 
erteilt wurde. 
 
Die Grabungserlaubnis erstreckt sich   dem Antrag entsprechend   
auf sämtliche durch das Erweiterungsvorhaben erstmals 
beanspruchten Grundstücke. 
 
Aus zivilrechtlichen Gründen konnte von diesen Grundstücken 
bislang lediglich eine Teilfläche (Flurstücke 78, 79 und 80 tlw.) 
prospektiert werden. Die archäologische Prospektion der restlichen 
Grundstücke steht noch aus und wird sich voraussichtlich vor 
Genehmigungserteilung nicht realisieren lassen und soll deshalb nach 
Genehmigungserteilung, sobald die zivilrechtlichen Voraussetzungen 
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hierfür vorliegen, nachgeholt werden. Die Kosten der noch 
ausstehenden Prospektionsmaßnahmen werden hierbei - der 
Rechtslage entsprechend - selbstverständlich vollständig von der 
Antragstellerin getragen. 
 
Von der bereits prospektierten Fläche erwies sich ein großer Teil (in 
der Plananlage zur Stellungnahme des LVR-Amts für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 19.05.2020 grün umrandete 
Fläche) als befundfrei, sodass sich dort eine Sekundär-
quellensicherung im Vorfeld der Rohstoffgewinnung erübrigt. 
Folgerichtig hat das Fachamt hinsichtlich dieser Fläche keine 
weiteren Bedenken gegen eine Abgrabung geltend gemacht und 
lediglich auf die Regelungen über Zufallsfunde in den §§ 15, 16 
DSchG NRW hingewiesen. Insoweit wird die Stellungnahme 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
Vorsorglich erlauben wir uns allerdings den Hinweis, dass die 
Verpflichtung zur unveränderten Erhaltung nicht zeitlich unbegrenzt 
besteht, sondern nach § 16 Abs. 2 DSchG NRW drei Werktage nach 
Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens eine Woche 
nach deren Absendung, erlischt, sofern die Frist nicht durch die 
Obere Denkmalbehörde verlängert wird. Es wird darum gebeten, dies 
im Rahmen der Abgrabungsgenehmigung entsprechend zu 
berücksichtigen. 
 
Im südöstlichen Bereich der bereits prospektierten Teilfläche, in dem 
eisenzeitliche Pfostengruben freigelegt wurden, welche auf ein 
Gehöft dieser Zeitstellung schließen lassen, ist dagegen eine 
Sekundärquellensicherung im Vorfeld der Rohstoffgewinnung 
erforderlich. Auf deren Durchführung bezieht sich die in der 
Stellungnahme des LVR-Amts für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
vorgeschlagene Nebenbestimmung. Diese Nebenbestimmung soll 
sich darüber hinaus auch auf Bodendenkmalsubstanz im Bereich der 
bislang noch nicht prospektierten Teilfläche erstrecken, hinsichtlich 
derer das Fachamt mangels bislang vorliegender konkreter 
Untersuchungsergebnisse worst case unterstellt hat, dass sich dort 
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auf der gesamten Fläche eisenzeitliche Siedlungsspuren im Boden 
erhalten haben.  
 
Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang eine 
Sekundärquellensicherung im Bereich der noch nicht prospektierten 
Teilfläche erforderlich ist, lässt sich allerdings erst nach Abschluss 
der dort noch ausstehenden Prospektionsmaßnahmen zuverlässig 
feststellen. Sollten dort Bodendenkmäler nachgewiesen werden, 
würde die Antragstellerin - wie in den Antragsunterlagen beschrieben 
- im Bereich dieser Teilfläche selbstverständlich ebenfalls eine 
Sekundärquellensicherung ermöglichen. 
 
Deshalb bestehen antragstellerseits auch keine Bedenken, wenn dies 
in Gestalt von Nebenbestimmungen in der noch zu erteilenden 
Abgrabungsgenehmigung festgelegt wird. Hierbei ist allerdings zu 
beachten, dass eine Kostentragungspflicht für die Se-
kundärquellensicherung nach § 29 Abs. 1 DSchG NRW nur im 
Rahmen des Zumutbaren besteht.  
 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass die wissenschaftliche 
Untersuchung und Bergung von Bodendenkmälern unbeschadet der 
mit dem 1. Änderungsgesetz zum DSchG NRW eingeführten 
Kostentragungspflicht (§ 29 Abs. 1) eine Aufgabe der 
Denkmalpflegeämter der Landschaftsverbände bleibt, sodass die 
Antragstellerin nicht verpflichtet werden kann, die 
Sekundärquellensicherung durch eine private Grabungsfirma 
durchführen zu lassen. Der Antragstellerin steht insoweit vielmehr 
ein Wahlrecht zu. Sie bevorzugt grundsätzlich eine 
Sekundärquellensicherung durch das Fachamt, möchte aber 
gleichzeitig die Option haben, hiervon abweichend im Einzelfall eine 
Grabungsfirma mit den entsprechenden Arbeiten beauftragen zu 
können. Dem ist durch die Festlegung diesbezüglicher 
Fristenregelungen in der Abgrabungsgenehmigung Rechnung zu 
tragen. 
 
Denn es ist zwar sachgerecht, für die Durchführung der fachlich 
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gebotenen wissenschaftlichen Maßnahmen durch das Fachamt oder 
die gegebenenfalls zu beauftragende Grabungsfirma angemessene 
Zeiträume festzulegen. Regelungen, mit denen einem 
Vorhabensträger verboten wird, mit der Baumaßnahme zu beginnen, 
ehe die notwendigen wissenschaftlichen Untersuchungen 
vorgenommen wurden, müssen jedoch befristet werden, um dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu genügen. Welche Stillhaltefrist 
im Einzelfall verhältnismäßig ist, hängt mit den Umständen des Ein-
zelfalls zusammen. Entscheidend ist, dass die 
Grundstücksausnutzung nicht mehr als unumgänglich gestört wird 
und die mit den wissenschaftlichen Untersuchungen verbundene 
Verzögerung des Vorhabens keine Nachteile zur Folge hat, die 
jenseits der betrieblichen und wirtschaftlichen Flexibilität des 
Vorhabensträgers liegen. 
 

Vgl. OVG Münster, Urteil vom 29.01.2009, Az.: 20 A 2034/06, 
NRWE. 

 
Im Falle einer Sekundärquellensicherung durch das Fachamt ist eine 
Grabungserlaubnis nach § 13 DSchG NRW nicht erforderlich. Einer 
solchen würde es vielmehr nur dann bedürfen, wenn sich die 
Antragstellerin für eine Sekundärquellensicherung durch eine private 
Grabungsfirma entscheiden würde. 
 
Gegen eine unveränderte Übernahme der vom LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland vorgeschlagenen 
Nebenbestimmungen in die noch zu erteilenden Abgra-
bungsgenehmigung bestehen deshalb rechtliche Bedenken. Sie 
differenzieren nämlich weder zwischen den noch ausstehenden, von 
der Antragstellerin bereits beauftragten und zu finanzierenden  
Prospektionsmaßnahmen im Bereich der aus zivilrechtlichen Gründen 
bislang noch nicht untersuchten Teilfläche und der späteren Se-
kundärquellensicherung im Bereich lokalisierter Bodendenkmäler, die 
die Antragstellerin unter Übernahme der zumutbaren Kosten lediglich 
zu ermöglichen hat, noch berücksichtigen sie, dass die 
Antragstellerin das ihr zustehende Wahlrecht, ob sie die 
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Sekundärquellensicherung durch das Fachamt durchführen lässt oder 
hiermit eine private Grabungsfirma beauftragt, bisher noch gar nicht 
ausgeübt hat. 
 
Um den Belangen der Bodendenkmalpflege hinreichend Rechnung zu 
tragen, sollte die Abgrabungsgenehmigung von der Bedingung 
abhängig gemacht werden, dass mit der Abgrabung einschließlich 
vorbereitender Erdarbeiten  
 
- im Bereich der bereits prospektierten Teilfläche - soweit diese 

nach dem Ergebnis der qualifizierten Prospektion des 
Archäologie Teams Troll nicht befundfrei ist - erst dann 
begonnen werden darf, wenn die in der 
Abgrabungsgenehmigung noch festzulegenden Fristen für eine 
vorlaufenden Sekundärquellensicherung (siehe nachfolgenden 
Auflagenvorschlag) abgelaufen sind. Sollte das LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland in den betroffenen 
Abbauabschnitten die Untersuchungsmaßnahmen vor Ablauf 
der jeweiligen Frist abgeschlossen haben, darf mit den 
Erdarbeiten bereits zu diesem früheren Zeitpunkt begonnen 
werden, soweit das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland den betroffenen Bereich schriftlich freigegeben hat. 
Gleiches gilt, wenn eine mit den Untersuchungsmaßnahmen 
beauftragte private Grabungsfirma die Untersuchungen zu 
einem früheren Zeitpunkt abschließt und das LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland den betroffenen Bereich 
schriftlich freigegeben hat; 

 
- im Bereich der bislang noch nicht prospektierten Teilfläche erst 

begonnen werden darf, wenn die archäologischen 
Untersuchungen dort entsprechend dem zum Bestandteil der 
Grabungserlaubnis des Rhein-Erft-Kreises vom 01.07.2019, 
Az.: 47.76.50.03, erklärten Grabungskonzept des Archäologie 
Teams Troll vom 25.06.2019 zur Klärung der Frage, ob und in 
welchem Umfang die betreffende Teilfläche tatsächlich 
Siedlungsreste enthält und in welchem Erhaltungszustand sich 
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diese befinden, abgeschlossen sind.  
 
 Sollten sich im Rahmen dieser Untersuchungen die Hinweise 

auf kulturhistorische Spuren in der betreffenden Teilfläche 
bestätigen, darf im Bereich der lokalisierten Bodendenkmäler 
mit dem Abbau einschließlich vorbereitender Erdarbeiten erst 
nach Ablauf der in der Abgrabungsgenehmigung für eine 
vorlaufende Sekundärquellensicherung noch zu setzenden 
Fristen (siehe nachfolgenden Auflagenvorschlag) begonnen 
werden. 

 
 Sollte das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in 

den betroffenen Abbauabschnitten die 
Untersuchungsmaßnahmen vor Ablauf der jeweiligen Frist 
abgeschlossen haben, darf mit den Erdarbeiten bereits zu 
diesem früheren Zeitpunkt begonnen werden, soweit das LVR-
Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland den betroffenen 
Bereich schriftlich freigegeben hat. Gleiches gilt, wenn eine mit 
den Untersuchungsmaßnahmen beauftragte private Grabungs-
firma die Untersuchungen zu einem früheren Zeitpunkt 
abschließt und das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland den betroffenen Bereich schriftlich freigegeben hat. 

 
Darüber hinaus sollte folgende Auflage in die noch zu erteilende 
Abgrabungsgenehmigung aufgenommen werden: 
 
- Die Genehmigungsinhaberin hat im Bereich von innerhalb der 

Erweiterungsfläche lokalisierten Bodendenkmälern die 
erforderliche wissenschaftliche Untersuchung, die Bergung von 
Funden und die Dokumentation der Befunde sicherzustellen 
und die dafür anfallenden Kosten im Rahmen des Zumutbaren 
zu tragen (§ 29 Abs. 1 DSchG NRW). 

 
 Sie hat dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

vor Beginn der Erdarbeiten im Bereich lokalisierter 
Bodendenkmäler Gelegenheit zur wissenschaftlichen 
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Untersuchung, Bergung und Dokumentation 
(Sekundärquellensicherung) der Bodendenkmäler innerhalb der 
nachstehenden Zeiträume zu geben: 

 
 Abschnitt  Wissenschaftliche Untersuchung vor Ort einschließlich 

   Bergung 
 A 2 tlw.   ab 01.01.2022 bis 31.12.2022 
 A 3 tlw.  ab 01.01.2023 bis 31.12.2023 
  
 Nach Ablauf der vorgenannten Stillhaltefristen dürfen die 

Erdarbeiten in dem jeweils betroffenen Bereich aufgenommen 
werden. 

 
 Sollte das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland in 

dem jeweils betroffenen Bereich die 
Untersuchungsmaßnahmen vor Ablauf der vorgenannten 
Fristen abgeschlossen haben, darf mit den Erdarbeiten bereits 
zu diesem früheren Zeitpunkt begonnen werden, soweit das 
LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland den 
betroffenen Bereich schriftlich freigegeben hat. 

 
 Abweichungen von den vorgenannten Fristen sind nur zulässig, 

wenn diese dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland mit einem zeitlichen Vorlauf von mindestens 6 
Monaten angezeigt worden sind. 

 
 Zur Vorbereitung der archäologischen Untersuchung ist die 

Fläche auf Veranlassung und auf Kosten der 
Genehmigungsinhaberin vom Humus zu befreien. Um das 
Bodendenkmal dabei vor Gefährdung zu schützen (§ 7 Abs. 1 
Satz 1 DSchG NRW), ist der (humose) Oberboden lagenweise 
unter Aufsicht und Weisung des LVR-Amtes für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland abzuziehen. 

 
 Der Genehmigungsinhaberin steht es frei, anstelle des LVR-

Amts für Bodendenkmalpflege im Rheinland eine qualifizierte 
private Grabungsfirma ganz oder teilweise mit der 
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Sekundärquellensicherung zu beauftragen. Hierüber hat sie das 
LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland mindestens 6 
Monate vor Beginn der vorgenannten Stillhaltefristen schriftlich 
in Kenntnis zu setzen und der Oberen Denkmalbehörde des 
Rhein-Erft-Kreises ein von der zur Beauftragung vorgesehenen 
Grabungsfirma erarbeitetes Grabungskonzept zur Zulassung 
vorzulegen.  

 
 Über die Zulassung wird dann im Wege einer 

Grabungserlaubnis nach § 13 DSchG NRW im Benehmen mit 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
entschieden. 

 
 Erfolgt die Sekundärquellensicherung durch eine private 

Grabungsfirma, hat auch der Abtrag des Oberbodens unter 
Aufsicht und Weisung dieser Grabungsfirma zu erfolgen. 

 
- Im Übrigen sind die Belange der Bodendenkmalpflege für die 5. 

Erweiterung entsprechend der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen zu beachten. 

 
 Dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland ist 

während der Bodenschätzegewinnung die Möglichkeit 
einzuräumen, alle Abbaukanten und Bodenaufschlüsse laufend 
auf zutage tretende Bodendenkmäler zu überprüfen, diese 
archäologisch zu untersuchen und zu bergen. 

 
 Beim Abbau entdeckte Bodendenkmäler sind der Unteren 

Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
im Rheinland unverzüglich anzuzeigen. Die entdeckten 
Bodendenkmäler und die Entdeckungsstätte sind in unver-
ändertem Zustand zu erhalten. Die Erhaltungsverpflichtung 
erlischt drei Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 
schriftlicher Anzeige spätestens eine Woche nach deren 
Absendung, soweit die Frist nicht durch die Obere 
Denkmalbehörde verlängert wird. 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
61 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 
Durch die großzügigen Untersuchungsfristen von jeweils einem Jahr 
wird den bekannten Kapazitätsproblemen des LVR-Amts für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland aus Antragstellersicht unter der 
Annahme, dass das Genehmigungsverfahren spätestens bis zum 
31.05.2021 zu einem positiven Abschluss gebracht werden kann, 
hinreichend Rechnung getragen. Sollte sich der Abschluss des 
Genehmigungsverfahrens demgegenüber wider Erwarten verzögern 
und das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland infolge 
dessen gehindert, die Untersuchung des eisenzeitlichen Sied-
lungsplatzes im Abbauabschnitt A 2 tlw. rechtzeitig in seine 
Grabungsplanung für das Jahr 2022 einzustellen, wäre die 
Antragstellerin bereit, für diese Teilfläche von vornherein eine 
Sekundärquellensicherung durch eine private Grabungsfirma in 
Erwägung zu ziehen. 
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13 

 

Es wird zustimmend zur Kenntnis genommen, dass der NABU-
Kreisverband Rhein-Erft gegen die Erweiterungsplanung aus 
naturschutzfachlicher und artenschutzrechtlicher Sicht keine 
Bedenken geltend macht. 
 
Die von ihm erhobene Forderung, die Umsetzung des 
Kohleausstiegsgesetzes und die Leitentscheidung der 
Landesregierung zur Verkleinerung des Tagebaus Hambach ab-
zuwarten, kann allerdings nicht auf eine erforderliche rechtliche 
Grundlage gestützt werden.  
 
Die Forderung verkennt, dass nach § 3 Abs. 2 AbgrG NRW ein 
Anspruch auf die Erteilung der Abgrabungsgenehmigung besteht, 
wenn 
 
1.  ein vollständiger Abgrabungsplan (§ 4 Abs. 2) vorliegt, 
 
2.  die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie die 

Belange der Bauleitplanung, des Naturhaushalts, der Landschaft, 
des Bodenschutzes und der Erholung beachtet sind und 

 
3.  andere öffentliche Belange im Einzelfall nicht entgegenstehen. 
 
Die im vorliegenden Zusammenhang angesprochenen Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aus dem LEP NRW, 
dem mit Wirkung vom 27.06.1977 für verbindlich erklärten 
Braunkohlenplan 12/1 "Hambach" sowie dem Regionalplan Köln, 
Teilabschnitt Region Köln, in dem die Vorhabensfläche als BSAB 
dargestellt ist. Die darin festgelegten, in den Kapiteln 8.1.1, 8.1.2 
und 8.1.3 des UVP-Berichts im Einzelnen behandelten Ziele stehen 
der Zulassung des geplanten Erweiterungsvorhabens nicht entgegen. 
Im Gegenteil werden diese Ziele - wie im UVP-Bericht dargelegt -   
vollumfänglich beachtet.  
 
Diese Ziele werden durch das inzwischen beschlossene 
Kohleausstiegsgesetz nicht außer Kraft gesetzt. Vielmehr bedarf das 
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Kohleausstiegsgesetz in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus 
Hambach noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung 
der Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach). Diese Umsetzung steht, 
wie der NABU-Kreisverband Rhein-Erft zutreffend hervorhebt, bislang 
noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit einer 
Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen. 
 
Die dahingehende Forderung des NABU-Kreisverbands Rhein-Erft ist 
dementsprechend zurückzuweisen. 
 
Die Vorlage eines neuen Gesamtrekultivierungsplans für den 
Abgrabungskomplex Buir ist erst möglich und zielführend, wenn die 
Detailplanungen der RWE Power AG für die Verkleinerung und 
künftige Gestaltung des Tagebaus Hambach abgeschlossen sind und 
die für die Umsetzung dieser Planungen erforderlichen 
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Genehmigungen vorliegen. Erst dann werden nach Aussage des 
Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme vom 11.05.2020) auch 
die für die Planung erforderlichen wasserwirtschaftlichen 
Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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14 

 

Die von der BUND-Kreisgruppe Rhein-Erft erhobene Forderung, das 
Genehmigungsverfahren bis zum Vorliegen der Leitentscheidung der 
Landesregierung zur Umsetzung des Kohleaustiegsgesetzes in Bezug 
auf den Tagebau Hambach auszusetzen, kann aus den unter lfd. Nr. 
13 bereits im Einzelnen dargelegten Gründen nicht auf eine 
erforderliche Rechtsgrundlage gestützt werden und ist daher als 
unbegründet zurückzuweisen. 
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In der ergänzenden Stellungnahme der BUND-Kreisgruppe Rhein-Erft 
werden keine Gesichtspunkte vorgetragen, die eine Aussetzung des 
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Genehmigungsverfahrens rechtfertigen würden. Dem Umstand, dass 
die Regionalplanungsbehörde der Bezirksregierung Köln 
zwischenzeitlich ihr Planungskonzept betreffend den regionalen 
Teilplan "Nicht energetische Rohstoffe" in dem von der BUND-
Kreisgruppe Rhein-Erft beschriebenen Sinne ergänzt hat, kommt 
keine rechtliche Bedeutung zu. Die Anregung der BUND-Kreisgruppe 
Rhein-Erft ist daher zurückzuweisen. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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Die Forderung, die Vorhabensfläche im Falle der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach wieder als 
Ackerfläche herzustellen, kann auf keine erforderliche 
Rechtsgrundlage gestützt werden.  
 
Es besteht keine Rechtspflicht, den status quo ante der 
ursprünglichen Oberflächenstruktur  wiederherzustellen und die 
Fläche anschließend wieder einer ackerbaulichen Nutzung 
zuzuführen. Darüber hinaus existiert vorliegend keine öffentlich-
rechtliche Pflicht, die ursprüngliche Oberflächenstruktur ihrem 
Niveau entsprechend wiederherzustellen. Das 
Oberverwaltungsgericht Münster hat zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 AbgrG NRW 
bereits in 2009 festgestellt, dass nicht die Wiederherstellung des vor 
der Abgrabung bestehenden Zustands der Oberfläche hinsichtlich 
ihrer Höhe, Morphologie und Nutzbarkeit notwendig ist. Die 
Ermöglichung einer Folgenutzung des gegenüber dem 
Ausgangszustand in seinem Profil veränderten, insbesondere 
vertieften, Geländes kann auch ausreichen. Das gilt namentlich 
dann, wenn und soweit gerade durch das Belassen des durch die 
Gewinnungstätigkeit entstandenen Zustands wesentlichen öf-
fentlichen Belangen Rechnung getragen wird. Die Herrichtungspflicht 
bezweckt, Landschaftsschäden, die durch die oberirdische 
Gewinnung der Bodenschätze eingetreten sind, im öffentlichen 
Interesse zu beheben. Dieser Zweck kann auch und schon dann 
gewahrt sein, wenn Landschaftsschäden ausbleiben, weil und soweit 
das Abgrabungsgelände ohne weitere Veränderungen in seine 
Umgebung landschaftlich eingegliedert und/oder aus anderen 
Gründen landschaftlich intakt ist.  
 

Vgl. OVG Münster, Urteil vom 18.06.2009,  
 Az.: 20 A 4971/05, Juris, TA 37 ff.  

 
Davon kann vorliegend auch ausgegangen werden, wenn die 
Erweiterungsfläche in Tieflage für Zwecke des Biotop- und 
Artenschutzes hergerichtet wird. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Für die 5. Erweiterung der Abgrabung Buir wurde den 
Antragsunterlagen ein Rekultivierungsplan beigefügt, der neben 
randlichen Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
Damit dürfte dem Anliegen der Bezirksregierung Köln hinreichend 
Rechnung getragen werden. 
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18 

 
 
 

Für die vom Amt für Kreisentwicklung und Ökologie des Rhein-Erft-
Kreises geforderte Alternativenprüfung besteht keine rechtliche 
Grundlage. Die Vorhabenfläche ist sowohl im aktuell rechtsgültigen 
Regionalplan als BSAB dargestellt als auch im Planentwurf des in 
Aufstellung befindlichen Sachlichen Teilplans "Nichtenergetische 
Bodenschätze" für eine BSAB-Darstellung vorgesehen. 
 
Ob das geplante Vorhaben im Falle der Nichtinanspruchnahme der 
Erweiterungsfläche durch den Tagebau Hambach nicht mehr dem 
landesplanerischen Grundsatz einer gebündelten Gewinnung von 
Bodenschätzen entspräche, ist vor diesem Hintergrund rechtlich 
irrelevant. 
 
Das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz bedarf im 
Übrigen noch einer Umsetzung auf Landesebene. Bei den hierzu 
bislang erarbeiteten Planungen handelt es sich noch um solche im 
Entwurfsstadium, von denen - wie die Bezirksregierung Arnsberg in 
ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 zutreffend betont hat - noch 
keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. Sie stehen der Zulassung des 
antragsgegenständlichen Vorhabens dementsprechend nicht 
entgegen. 
 
Dass die Darstellungen des Flächennutzungsplans der Stadt Kerpen 
ebenfalls keine Versagung der beantragten Genehmigung 
rechtfertigen, ergibt sich bereits aus den Ausführungen in Kapitel 
8.1.4 des den Antragsunterlagen beigefügten UVP-Berichts. Diesen 
Ausführungen ist das Amt für Kreisentwicklung und Ökologie des 
Rhein-Erft-Kreises nicht substantiiert entgegengetreten. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
Eine Erhöhung des Vogelschlagrisikos geht mit dem geplanten 
Vorhaben nicht einher. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
Für die Realisierung des Vorhabens wird wegen der Lage von Teilen 
der Erweiterungsfläche innerhalb des Flurbereinigungsgebiets 
Hambach-West eine gesonderte Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde eingeholt. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Gegen die Berücksichtigung der von der Deutschen Telekom Technik 
GmbH vorgeschlagenen Nebenbestimmung in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung bestehen antragstellerseits 
keine Bedenken. 
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Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 BauGB darf das Einvernehmen der 
Gemeinde nur aus den sich aus §§ 31, 33, 34 und 35 BauGB  
ergebenden Gründen versagt werden. Es gilt nach § 36 Abs. 2 Satz 2 
BauGB als erteilt, wenn es nicht binnen zwei Monaten nach Eingang 
des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird. 
 
Im vorliegenden Fall hat der Rhein-Erft-Kreis die Stadt Kerpen 
ausweislich der dortigen Stellungnahme vom 24.06.2020 mit 
Schreiben vom 07.04.2020 um die Erteilung des Einvernehmens 
gemäß § 36 BauGB gebeten. Es ist daher zu prüfen, ob zum 
Zeitpunkt der mit Schreiben vom 16.06.2020 erfolgten 
Einvernehmensverweigerung noch nicht die Fiktionswirkung des § 36 
Abs. 2 Satz 2 BauGB eingetreten war. Sollte dies nämlich der Fall 
sein, wäre die Einvernehmensverweigerung von vornherein un-
beachtlich, weil ein einmal fingiertes Einvernehmen nicht widerrufen 
werden kann. 
 
Für den Fall, dass die Fiktionswirkung zum Zeitpunkt der 
Einvernehmensverweigerung noch nicht eingetreten sein sollte, wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass sich die 
Einvernehmensverweigerung materiell-rechtlich als rechtswidrig 
erweist. 
 
Wie bereits in Kapitel 8.1.4 des UVP-Berichts dargelegt, stehen die 
Darstellungen des von der Stadt Kerpen zur Begründung der 
Einvernehmensverweigerung angeführten Flächennutzungsplans dem 
Vorhaben nicht entgegen. 
 
Die Darstellung als "Fläche für die Landwirtschaft" stellt keine 
qualifizierte Standortzuweisung dar, sondern weist dem 
Außenbereich nur die ihm ohnehin zukommende Funktion zu, der 
Land- und Forstwirtschaft – und dadurch zugleich auch der allge-
meinen Erholung – zu dienen. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 20.01.1984,  
 Az.: 4 C 43/81, BVerwGE 68, 311 ff. 
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Eine konkrete Standortbezogenheit der Darstellung "Fläche für die 
Landwirtschaft" kommt nur für bestimmte Außenbereichsflächen in 
Betracht, für die besondere Verhältnisse gerade in Bezug auf deren 
landwirtschaftliche Nutzung vorliegen. Ziel einer solchen 
standortbezogenen Darstellung muss es – ebenso wie bei der 
Festsetzung von Flächen für die Landwirtschaft im Bebauungsplan – 
sein, gerade die Landwirtschaft wegen besonderer Gegebenheiten zu 
sichern und zu fördern, nicht aber jegliche andere Nutzung 
unabhängig von § 35 Abs. 1 und 2 BauGB zu verhindern. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 22.05.1987,  
 Az.: 4 C 57/84, BVerwGE 77, 300 ff. 

 
Hieran fehlt es vorliegend. 
 
Die Lage der Antragsfläche außerhalb der im Flächennutzungsplan 
der Stadt Kerpen dargestellten Abgrabungskonzentrationszonen 
steht der Realisierung des Vorhabens ebenfalls nicht entgegen. Aus 
dem Erläuterungsbericht des Flächennutzungsplans geht hervor, 
dass wesentliche Entscheidungsgrundlage für die Standortauswahl 
von Abgrabungsbereichen für die Darstellung im 
Flächennutzungsplan die BSAB-Darstellungen im Regionalplan Köln, 
Teilabschnitt Region Köln, waren. Außerhalb der BSAB-Darstellungen 
sind im Flächennutzungsplan keine Abgrabungsbereiche ausge-
wiesen worden. Auch das der 23. Flächennutzungsplanänderung 
zugrunde liegende Gutachten der Dr. Tillmanns & Partner GmbH vom 
20.11.2003 nimmt als potenzielle Abgrabungsbereichsdarstellungen 
ausschließlich die im Regionalplan Köln, Teilabschnitt Region Köln, 
dargestellten BSAB in den Blick. 
 
Wie bereits unter Kapitel 8.1.2 des UVP-Berichts dargelegt, hat das 
Oberverwaltungsgericht Münster der 
Abgrabungskonzentrationszonenplanung im Regionalplan Köln, 
Teilabschnitt Region Köln, mit rechtskräftigen Urteil vom 08.05.2012 
die Wirksamkeit abgesprochen, weil sie hinsichtlich der 
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Gebietsauswahl nicht auf einem schlüssigen gesamträumlichen 
Planungskonzept beruhte. 
 

Vgl. OVG Münster, Urteil vom 08.05.2012, 
 Az.: 20 A 3779/06, NuR 2013, 136 ff. [142 f.]. 

 
Für einen Plan, mit dem die durch Kapitel D.2.5 Ziel 1 des 
Regionaplans Köln, Teilabschnitt Region Köln, erklärtermaßen 
bezweckte Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
herbeigeführt werden soll, ist geklärt, dass die positive und die 
negative Komponente der Darstellung einander bedingen. Der Plan 
kann die Rechtswirkungen von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB für die 
einem Vorhaben an "anderer Stelle" entgegenstehenden öffentlichen 
Belange nur dann auslösen, wenn sich die betroffenen Vorhaben an 
anderer Stelle gegenüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen 
und sie insgesamt im Plangebiet substanziellen Raum haben. 
Erforderlich ist ein auf den gesamten Planungsraum bezogenes 
schlüssiges Planungskonzept, das den allgemeinen Anforderungen 
des planungsrechtlichen Abwägungsgebots gerecht wird. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 13.03.2003,  
 Az.: 4 C 4.02, NVwZ 2003, 738 ff.;  
 BVerwG, Urteil vom 17.12.2002,  
 Az.: 4 C 15.01, NVwZ 2003, 733 ff. 

 
Dieses Erfordernis gilt gleichermaßen für einen Flächennutzungsplan 
wie für einen Regionalplan. 
 

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 29.03.2010,  
 Az.: 4 BN 65.09, BauR 2010, 2074 ff. 

 
Das Erfordernis eines solchen Planungskonzepts ist tragend (auch) 
aus dem Abwägungsgebot entwickelt worden, das bei der 
Regionalplanung im Fall der Festlegung von nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 ROG zu beachtenden Zielen der Raumordnung zu wahren ist. 
Seine Erarbeitung ist der Stufe des Abwägungsvorgangs 
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zuzurechnen. Aus den Flächen, die sich für die betroffenen Vorhaben 
in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht eignen, folglich für eine 
Positivausweisung in Betracht kommen, sind anhand von Ausschluss- 
und Auswahlkriterien die Flächen zu bestimmen, die für die Vorhaben 
im Ergebnis substanziell Raum verschaffen. 
 

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 15.09.2009,  
 Az.: 4 BN 25.09, BauR 2010, 82 ff;  
 BVerwG, Beschluss vom 23.07.2008,  
 Az.: 4 B 20.08, BauR 2008, 2009 ff. 

 
Die Auswahl muss unabhängig davon, ob sie einer festen Reihenfolge 
der Prüfungsschritte zu folgen hat, jedenfalls auf sachlich 
nachvollziehbaren Kriterien beruhen. Die Abwägung aller 
beachtlichen Belange muss sich auf die positiv festgelegten und die 
ausgeschlossenen bzw. aufgrund der verbindlichen Vorgabe 
auszuschließenden Standorte beziehen. Die Planung muss Auskunft 
darüber geben, welche Gründe zu einer positiven Darstellung der 
Standorte für die Vorhaben geführt haben und zum anderen dem 
Ausschluss der Vorhaben im übrigen Planungsraum zugrunde liegen. 
Diese Gründe gehören zu den tragenden Erwägungen für die im 
Wege der Abwägung getroffenen Entscheidungen, die im Interesse 
des Verständnisses und der Nachprüfbarkeit der Festlegungen offen 
zu legen sind. Gehen die maßgeblich gewesenen Gesichtspunkte 
nicht aus dem Regionalplan selbst einschließlich der als Begründung 
dienenden Erläuterungen (§ 14 Abs. 3 Satz 5 LPlG a. F., § 7 Abs. 5 
ROG) hervor, kann insoweit zur weiteren Aufklärung des 
Sachverhalts auch auf sonstige Erkenntnismittel, insbesondere die 
aktenmäßige Dokumentation der Aufstellung, zurückgegriffen 
werden. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 24.03.2011,  
 Az.: 7 A 3.10, NVwZ 2011, 1124 ff.;  
 BVerwG, Beschluss vom 21.02.1986,  
 Az.: 4 N 1.85, NVwZ 1986, 917 ff. 
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Weder den textlichen Darstellungen, noch dem sonstigen zur 
Verdeutlichung von Kapitel D.2.5 Ziel 1 des Regionalplans Köln, 
Teilabschnitt Köln, vorliegenden Erkenntnismaterial lässt sich indes 
ein solches schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept 
entnehmen. 
 

Vgl. OVG Münster, Urteil vom 08.05.2012,  
 Az.: 20 A 3779/06, NuR 2013, 136 ff. [142]. 

 
Anhand der Unterlagen kann insgesamt nicht nachvollzogen werden, 
was den Regionalrat maßgeblich dazu bewogen hat, die BSAB 
zeichnerisch gerade an den gewählten Standorten in der festgelegten 
Lage und Größe darzustellen. Das korrespondiert damit, dass 
ebenfalls nicht genügend deutlich wird, was konkret dazu geführt 
hat, dass die anderen an sich ebenfalls für eine Nutzung durch 
Abgrabung geeigneten Flächen nicht als BSAB gewählt worden sind. 
Dieses Defizit geht nach dem rechts-kräftigen Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts Münster vom 08.05.2012 zu Lasten der 
Wirksamkeit von Kapitel D.2.5 Ziel 1 Satz 5. 
 

Vgl. OVG Münster, Urteil vom 08.05.2012, a. a. O., 143.  
 
Dieser Abwägungsfehler schlägt auf den Flächennutzungsplan durch. 
Die in ihm dargestellten Abgrabungskonzentrationszonen können 
wegen der Unwirksamkeit der Konzentrationszonenplanung des 
Regionalplans ebenfalls keinen rechtlichen Bestand haben. Das gilt 
zumal, als das der 23. Änderung des Flächennutzungsplans zugrunde 
liegende Gutachten der Dr. Tillmanns & Partner GmbH vom 
20.11.2003 als potenzielle Abgrabungsflächen ausschließlich die im 
Regionalplan dargestellten BSAB näher in den Blick nimmt, obwohl 
auch andere Flächen im Stadtgebiet durchaus für eine Ab-
grabungsbereichsdarstellung in Betracht gekommen wären. Mit 
diesen Flächen hat sich das Gutachten aber überhaupt nicht weiter 
befasst.  
 
Hiermit setzt sich die Stadt Kerpen in der Begründung ihrer 
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Einvernehmensverweigerung in keiner Weise auseinander. Sie beruft 
sich lediglich auf die Lage der Vorhabensfläche außerhalb der im 
Rahmen der 23. Änderung des Flächennutzungsplans dargestellten 
Konzentrationszonen sowie den Umstand, dass die Vorhabensfläche 
nach dem Plankonzept der RWE Power AG, welches gegenwärtig 
lediglich Entwurfsqualität hat und keinerlei Rechtswirkungen 
entfaltet, nicht mehr vom Tagebau Hambach in Anspruch genommen 
werden soll. Mit dieser Begründung hält die Einver-
nehmensverweigerung einer rechtlichen Überprüfung nicht stand. 
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Die Stellungnahme wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
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24 

 

Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde des Rhein-Erft-
Kreises geht weit überwiegend an der Rechtslage vorbei. 
 
24.1 Benachbarter Braunkohlentagebau Hambach 
 
Soweit die Untere Naturschutzbehörde meint, aus dem 
Kohlekompromiss eine Verpflichtung der Antragstellerin ableiten zu 
können, eine alternative Planungsvariante untersuchen und vorlegen 
zu müssen, die eine Nichtinanspruchnahme der Vorhabenfläche 
durch den Tagebau Hambach unterstellt, ignoriert sie, dass ein 
gesellschaftlicher Konsens erst dann rechtliche Bedeutung erlangen 
kann, wenn er vollständig in geltendes Recht umgesetzt worden ist. 
Das ist in Bezug auf den von der Unteren Naturschutzbehörde 
angesprochenen Kohlekompromiss bislang allerdings nicht gesche-
hen. 
 
Zwar trifft es zu, dass das inzwischen verabschiedete 
Kohleausstiegsgesetz eine Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
vorsieht. Die Maßgaben des Kohleausstiegsgesetzes müssen aber, 
um Rechtswirkungen zu entfalten, noch auf Landesebene (Leitent-
scheidung der Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans) 
sowie hieran anschließend durch eine entsprechende Anpassung der 
für den Tagebau Hambach vorliegenden bestandskräftigen 
Betriebsplanzulassungen umgesetzt werden. 
 
Das ist bislang nicht geschehen. Zwar wird derzeit von der 
Landesregierung eine neue Leitentscheidung für den Tagebau 
Hambach erarbeitet. Auch liegt bereits eine vom 26.02.2020 
datierende Information der RWE Power AG über die Anpassung der 
(Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier vor, die auch 
eine Anpassung der Planung für den Tagebau Hambach beinhaltet.  
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
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zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen. 
 
Erst recht können sie nicht als "gleichberechtigte" 
Beurteilungsgrundlage für das Erweiterungsvorhaben der 
Antragstellerin herangezogen werden. Vielmehr hat die Beurteilung 
des Vorhabens allein auf der Grundlage des aktuell geltenden Rechts 
zu erfolgen, an das die Untere Naturschutzbehörde des Rhein-Erft-
Kreises - wie jede andere Behörde auch - gebunden ist.  
 
Nach derzeit geltendem Recht ist für die von der Unteren 
Naturschutzbehörde des Rhein-Erft-Kreises vorgeschlagenen 
"Alternativen" kein Raum. Vielmehr ist danach davon auszugehen, 
dass die Vorhabenfläche ab 2030 durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen wird. Allenfalls kommt wegen der in 
Erarbeitung befindlichen Entwurfsplanungen zur Verkleinerung und 
Gestaltung des Tagebaus Hambach die Aufnahme eines Vorbehalts in 
die noch zu erteilende Abgrabungsgenehmigung in Betracht, die die 
Vorlage eines neuen Gesamtrekultivierungsplans für den 
Abgrabungskomplex Buir vorsieht, wenn die diesbezüglichen 
Detailplanungen der RWE Power AG abgeschlossen und 
bestandskräftig genehmigt sind. Erst nach Abschluss dieser 
Detailplanungen werden - wie der Erftverband mitgeteilt hat - 
nämlich auch die wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen, 
die überhaupt erst eine belastbare Planung für den fraglichen Bereich 
ermöglichen. Den nach bestandskräftigem Abschluss der 
betreffenden Planungen/Verfahren vorzulegenden neuen 
Gesamtrekultivierungsplan würde die Antragstellerin zu gegebener 
Zeit selbstverständlich noch mit der Genehmigungsbehörde 
vorabstimmen. Sie hätte auch keine Bedenken, wenn diese 
Vorabstimmung mit zum Gegenstand des vorbeschriebenen 
Vorbehalts gemacht würde. 
 
Für die 5. Erweiterung der Abgrabung Buir wurde den 
Antragsunterlagen ein Rekultivierungsplan beigefügt, der neben 
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randlichen Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
 
Auf den für das Erweiterungsvorhaben zu erbringenden Ausgleich 
können sich die bislang lediglich im Entwurf vorliegenden Planungen 
zur Verkleinerung des Tagebaus Hambach dementsprechend nicht 
auswirken, zumal die Schöke Landschaftsarchitekten PartGmbB in 
der Eingriffsbilanz die mit dem Vorhaben einhergehenden 
Beeinträchtigungen ohne etwaige Abschläge wegen der aufgrund der 
derzeitigen Rechtslage angenommenen nachfolgenden 
Inanspruchnahme der Erweiterungsfläche durch den 
Braunkohlentagebau berücksichtigt hat. Die Inanspruchnahme durch 
den Tagebau Hambach wurde lediglich in der Ausgleichsbilanz 
dergestalt berücksichtigt, dass die durch die im Bereich der 
Erweiterungsfläche vorgesehenen Maßnahmen erzielbaren 
Ökopunkte lediglich zu einem Sechstel angerechnet wurden. Das sich 
in diesem Falle ergebende Kompensationsdefizit kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Multifunktionalität vollständig 
durch die externe Maßnahmenfläche 2,4 km westlich des 
Vorhabengebiets ausgeglichen werden. Würden die Erweite-
rungsfläche nicht durch den Tagebau Hambach in Anspruch 
genommen und die im Bereich der Erweiterungsfläche vorgesehenen 
Maßnahmen dauerhaft erhalten werden können, ergäbe sich ein 
rechnerischer Kompensationsüberschuss für die Fläche von 309.003 
Ökopunkten. Auch bei Nichtinanspruchnahme durch den 
Braunkohlentagebau wäre dementsprechend eine hinreichende 
Kompensation der mit dem Vorhaben verbundenen 
Eingriffswirkungen mehr als gewährleistet. 
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24.2 Bauleitplanung 
 
Ob der Konzentrationszonenplanung der 23. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Stadt Kerpen Steuerungswirkung 
zukommt, ist für die naturschutzrechtliche und -fachliche Bewertung 
des Erweiterungsvorhabens der Antragstellerin ohne Belang. Hierauf 
kann sich die Untere Naturschutzbehörde des Rhein-Erft-Kreises 
deshalb zur Begründung ihres Vorschlags auf Aussetzung des 
Genehmigungsverfahrens schon aus kompetenzrechtlichen Gründen 
nicht berufen.  
 
24.3 Erweiterungsalternativen 
 
Alternative Erweiterungsmöglichkeiten (Standortalternativen) 
bestehen nicht. Zu deren Untersuchung im Rahmen des UVP-Berichts 
war die Antragstellerin entgegen der Ansicht der Unteren 
Naturschutzbehörde auch nicht verpflichtet. 
 
Zwar bestimmt § 16 Abs. 1 Nr. 6 UVPG, dass der vom 
Vorhabenträger vorzulegende UVP-Bericht "eine Beschreibung der 
vernünftigen Alternativen, die für das Vorhaben und seine 
spezifischen Merkmale relevant und vom Vorhabenträger geprüft 
worden sind, und die Angabe der wesentlichen Gründe für die 
getroffene Wahl unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Umweltauswirkungen" enthalten soll. Die vorgenannte Regelung 
normiert aber keine Pflicht zur Alternativenprüfung. Das ist in der 
Rechtsprechung seit langem zweifelsfrei geklärt. 
 
 

Vgl. grundlegend BVerwG, Urteil vom 14.05.1996, 
 Az.: 7 NB 3/95, BVerwGE 101, 166 ff. [168 ff.]; 
 BVerwG, Urteil vom 17.02.1997, 
 Az.: 4 VP 17.96, NuR 1998, 305 ff. [307 f.]; 
 OVG Lüneburg, Urteil vom 08.03.2006, 
 Az.: 7 KS 145/02 u. a., DVBl 2006, 1044 ff. [1051]; 
 BVerwG, Urteil vom 27.10.2000, 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
92 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 
 
 

 Az.: 4 A 18.99, BVerwGE 112, 140 ff. [150]. 
 
Danach ist vielmehr davon auszugehen, dass die UVP sowohl nach 
der UVP-Richtlinie als auch nach dem UVPG projektbezogen 
konzipiert worden ist und in jene bestehenden Verfahren integriert 
wurde, die auf fachgesetzlicher Ebene über die Zulassung der UVP-
Vorhaben (mit) entscheiden. Folgerichtig geht das UVPG von einem 
Vorhabenbegriff aus, wie er dem jeweils maßgeblichen 
Zulassungsrecht zugrunde liegt. Dies belegt die Begriffsbestimmung 
des § 2 Abs. 4 UVPG, die auf die in der Anlage 1 zum UVPG 
aufgeführten Vorhaben verweist. Dort werden als Vorhaben, die der 
UVP unterliegen, ausschließlich Bau und Betrieb von Anlagen, die der 
fachgesetzlichen Zulassung in bestimmten Genehmigungs- oder 
Planfeststellungsverfahren bedürfen, genannt. Das UVPG führt somit 
keinen eigenständigen, gegenüber dem Fachrecht erweiterten 
Vorhaben- und Anlagenbegriff ein. Das Vorhaben im Sinne des UVPG 
ist vielmehr identisch mit dem zulassungsbedürftigen Vorhaben im 
Sinne des jeweils einschlägigen Fachrechts. Gegenstand eines 
fachgesetzlichen Zulassungsverfahrens ist aber regelmäßig ein 
Vorhaben an einem bestimmten Standort. Denn die Voraussetzungen 
für die Zulässigkeit eines Vorhabens lassen sich immer nur im Hin-
blick auf seine konkrete räumliche Lage überprüfen. Eine 
Alternativenprüfung ist in diesen Fällen allenfalls hinsichtlich des 
Anlagenkonzepts, nicht jedoch in Bezug auf den gewählten Standort 
der Anlage eröffnet. Standortalternativen sind deshalb keine 
verschiedenen Varianten desselben Vorhabens, sondern 
unterschiedliche Vorhaben, für die regelmäßig eigenständige 
Zulassungsverfahren durchzuführen wären. Etwas anderes gilt nur 
dort, wo das Fachrecht die Berücksichtigung von 
Standortalternativen im Verfahren über die Zulassung eines 
bestimmten Vorhabens verlangt, wie dies für die Planfeststellung mit 
Blick auf das Abwägungsgebot allgemein anzuerkennen ist. 
 

Vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 08.03.2006, a. a. O. 
 
Hier, aber auch nur hier, ergibt sich dann in der Tat die 

feldmark
Rechteck
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Notwendigkeit, die verschiedenen sich anbietenden oder sich 
aufdrängenden Standorte auch auf ihre jeweiligen 
Umweltauswirkungen hin zu untersuchen, wobei Planungsvarianten, 
die nach einer Grobanalyse in einem frühen Planungsstadium 
ausgeschieden werden, keiner weiteren Detailprüfung der 
Umweltverträglichkeit unterzogen werden müssen. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 16.08.1995, 
 Az.: 4 B 92/95, NuR 1996, 402 ff. [403]. 

 
Die Abgrabungsgenehmigung nach dem nordrhein-westfälischen 
Abgrabungsgesetz stellt ausweislich der Regelung in dessen § 3 Abs. 
2 eine gebundene Entscheidung dar, auf die ein Anspruch besteht, 
wenn die in der genannten Vorschrift normierten 
Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Eine Alternativenprüfung 
ist nach den Vorschriften des Abgrabungsgesetzes nicht vorgesehen. 
 
Für die diesbezügliche Forderung der Unteren Naturschutzbehörde 
fehlt es daher an einer erforderlichen Rechtsgrundlage. 
 
24.4 Artenschutz 
 
24.4.1 Haselmaus 
 
Entgegen der Annahme der Unteren Naturschutzbehörde wurde der 
durch die geplante Erweiterung betroffene Rand der 
Abgrabungsfläche, d. h. die südwestexponierte Böschung zwischen 
der nicht mehr genutzten Sohle und den Ackerflächen, aufgrund der 
dort vorhandenen, als Lebensraum für die Haselmaus geeigneten 
Biotopstrukturen auf ein Vorkommen der Haselmaus (qualitativ) 
überprüft. Auf die seitens des IVÖR Instituts für Vegetationskunde, 
Ökologie und Raumplanung durchgeführten Untersuchungen aus den 
Jahren 2016 und 2017 wird in Anlage III.1.2 zum UVP-Bericht auch 
Bezug genommen. 
 
Das bezüglich eines Vorkommens der Haselmaus untersuchte Gebiet 
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umfasste ca. 1,52 ha im Bereich der Böschungskrone, soweit diese 
bei Erweiterung der Abgrabung betroffen wäre. Zur Erfassung 
wurden 10 spezielle Nistkästen aus Holz mit einer zum Baumstamm 
gerichteten Öffnung eingesetzt, wodurch die Wahrscheinlichkeit der 
Nutzung durch andere Säugetier- oder Vogelarten deutlich verringert 
wird. Außerdem kamen 10 Niströhren (nest tubes der Firma NHBS 
(UK), Größe ca. 6*6*29 cm aus Kunststoff mit Laufbrett aus 
Sperrholz) zum Einsatz. Beködert wurde nicht. Die Nistkästen 
wurden im Frühjahr mit Beginn der Aktivitätsphase der Haselmaus 
(am 06.05.2016) an Bäumen (in 1 bis maximal 2 m Höhe) und die 
Niströhren in kleineren Gehölzen bzw. Gebüschstrukturen (meist 
Brombeere) angebracht und an 4 Terminen in den folgenden 
Monaten kontrolliert. Da die Methode nach der Erfahrung des 
Gutachters als sehr effektiv hinsichtlich des qualitativen Nachweises 
und als mittlerweile etablierte Standardmethode zur Erfassung von 
Haselmäusen (MKULNV 2013) betrachtet werden darf, wurde auf 
eine gezielte Suche nach Freinestern verzichtet. 
 
Die Ergebnisse der Untersuchung können dem als 
 

Anlage 
 
beigefügten Ökologischen Fachbeitrag des IVÖR Instituts für 
Vegetationskunde, Ökologie und Raumplanung vom September 2017 
entnommen werden. Danach erbrachte die Untersuchung den 
Nachweis, dass die Haselmaus im Bereich des Abgrabungsrandes 
siedelt und reproduktiv ist. Die Abgrabungsböschung bzw. -krone 
bietet mit der dort vorhandenen Vegetation gute 
Habitatbedingungen, d. h. sowohl über das ganze Jahr Nahrung 
(Blüten, Pollen, Beeren und Ähnliches) als auch Nester bzw. zum 
Nestbau geeignete Strukturen und Material (Gebüsch, Gras). Im 
Zuge der 5. Erweiterung der Abgrabung würden Flächen von 1-2 ha 
als aktueller Lebensraum (im Sinne einer Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte) verloren gehen. Der Individuenbestand in der Fläche 
wurde gutachterlicherseits auf 5-10 Tiere geschätzt. Sie sind als Teil 
einer Population zu betrachten, die noch heute die Restbestände der 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
95 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

ehemals ausgedehnten Waldgebiete des Hambacher Forstes 
bewohnt. 
 
Um eine Verletzung der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu 
vermeiden, wurden in der seinerzeitigen Untersuchung folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 
 Um eine Verletzung und/oder Tötung von Individuen zu 

vermeiden, soll eine Inanspruchnahme der betroffenen 
Böschungsbereiche mit Fällungen bzw. Rückschnitt erst ab Ende 
November begonnen werden. 
Dabei dürfen Gehölze (Bäume, Sträucher bzw. jegliche 
Vegetation) nur bis ca. 30 cm über dem Boden auf den Stock 
gesetzt, gefällt oder geschnitten werden. Die Arbeiten sind 
bodenschonend bzw. manuell durchzuführen. Die Rodung bzw. 
weitere Bearbeitung der Fläche kann im folgenden Frühjahr, je 
nach Witterung in dem betreffenden Jahr ab etwa Anfang Mai, 
erfolgen (gegebenenfalls unter ökologischer Begleitung). 
Gegebenenfalls sind vorher Maßnahmen erforderlich, um eine 
Besiedlung durch Offenland-Arten unter den Vögeln zu 
verhindern. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
Individuen, die in dem Bereich überwintert haben, nach 
Beendigung des Winterschlafs aus dem als Lebensraum nicht 
mehr geeigneten Bereich in die erhalten gebliebenen bzw. nicht 
betroffenen Gehölzbestände im nördlich liegenden Bereich der 
Abgrabung abwandern können. 

 
 Ausgleich für den Verlust von Lebensraumflächen bzw. von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten: 
Kurz- bzw. mittelfristig kann der nördlich an den untersuchten, 
vorhabenbedingt betroffenen Bereich anschließende 
Böschungsabschnitt als Ausgleich dienen, insbesondere wenn der 
dort vorhandene Wildacker als Art typischer Lebensraum 
aufgewertet wird, zum Beispiel durch Aufgabe der jagdlichen 
Nutzung und Zulassen der Sukzession mit Ausbreitung der 
Brombeere. Das Quartierangebot wurde dort durch Nistkästen 
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aktuell bereits erhöht. Die bei der Kontrolle im Oktober 2016 im 
Eingriffsbereich nicht mit Individuen besetzten Kästen wurden in 
den nördlichen, vorhabenbedingt nicht betroffenen 
Böschungsabschnitt umgesetzt. Kasten 3 wurde mit den 
Individuen umgehängt (< 100 m, innerhalb der Größenordnung 
des zu erwartenden Streifgebietes/Aktionsraums). Der im Oktober 
2016 noch mit Individuen besetzte Kasten 10 wurde im Herbst 
2017 ebenfalls in den oben genannten nördlichen 
Böschungsabschnitt verbracht. 
Der langfristige Erhalt der Haselmaus-Population des Hambacher 
Forstes soll durch eine FCS-Maßnahme gesichert werden 
(mündliche Auskunft von Herrn Dr. Dietz, ITN). Im Vorfeld des 
heranrückenden Tagebaus sollen in einigen Jahren Abfang und 
Umsiedlung der Haselmäuse erfolgen. Diese Maßnahme muss 
dann auch auf das Gebiet der heutigen Abgrabung ausgedehnt 
werden, wobei die aktuell im Gelände verbliebenen Kästen in 
diesem Zusammenhang dienlich sein können. Bis die Abfang- und 
Umsiedlungsmaßnahme umgesetzt wird, müssen Nistkästen 
gegebenenfalls noch verlagert, auf ihre Funktionsfähigkeit 
überprüft und gegebenenfalls gewartet werden. 

 
Die vorbeschriebenen Angaben dürften in Kombination mit den im 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vom Dezember 2019 zum Schutz 
der Haselmaus vorgesehenen Maßnahmenkatalog ausreichend sein, 
um eine abschließende Regelung in der noch zu erteilen 
Abgrabungsgenehmigung zu treffen. 
 
24.4.2 Feldlerche 
 
Die im Antrag vorgesehene CEF-Maßnahme für die Feldlerche wurde 
im Detail mit dem Gutachter des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags 
abgestimmt und von diesem für ausreichend befunden. Der NABU-
Kreisverband Rhein-Erft hat in seiner Stellungnahme ebenfalls keine 
Bedenken gegen die Geeignetheit der geplanten CEF-Maßnahme 
geltend gemacht. 
 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
97 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

Soweit die Untere Naturschutzbehörde meint, der Maßnahme nicht 
zustimmen zu können, scheint dem eine eher schematische 
Anwendung des Leitfadens "Wirksamkeit von 
Artenschutzmaßnahmen" zugrunde zu liegen. Dabei lässt der 
Leitfaden in begründeten Fällen und unter günstigen 
Rahmenbedingungen eine Abweichung von der Mindestgröße von 1 
ha/Revier ausdrücklich zu. Die vorliegend geplante Maßnahme wurde 
vom Gutachter des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags als in 
diesem Sinne günstig eingestuft. 
 
Dass sich die CEF-Maßnahmenfläche etwa 2,4 km westlich der 
Erweiterungsfläche befindet (und damit nicht 2.600 m von dieser 
entfernt liegt), wurde vom vorgenannten Fachgutachter ebenfalls als 
unproblematisch eingestuft.  
 
Der Umstand, dass zwischen der CEF-Maßnahmenfläche und der 
geplanten Erweiterungsfläche die Betriebsflächen der bestehenden 
Abgrabung liegen, stellt ebenfalls kein Ausschlusskriterium für die 
Eignung der Fläche als CEF-Maßnahmenfläche dar. Denn dass die 
Feldlerche derzeit offenkundig auf der unmittelbar an diese Betriebs-
flächen angrenzenden Erweiterungsfläche brütet, stellt ein Indiz 
dafür dar, dass sie gegenüber von dem Betrieb ausgehenden 
Emissionen (Lärm, Licht, Bewegungsunruhe) unempfindlich ist. 
 
Es besteht deshalb weder ein rechtfertigender Grund, zusätzliche 
CEF-Maßnahmenflächen bereitzustellen, noch die 
Maßnahmenplanung nochmals zu überarbeiten. Die in der 
Stellungnahme der Untere Naturschutzbehörde angesprochene CEF-
Maßnahmenfläche im Bereich der Altabgrabung (Lerchenfenster) 
wird nach den aktuellen Monitoringergebnissen nicht von der 
Feldlerche genutzt, was auch nicht weiter verwundert, weil 
Lerchenfenster nur in Kombination mit anderen Maßnahmen 
geeignete CEF-Maßnahmen für die Feldlerche darstellen. Solche 
Maßnahmen wurden hier jedoch nicht festgelegt. 
 
24.4.3 Sonstige planungsrelevante Arten 
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Die Maßnahmen für die in der Stellungnahme der Unteren 
Naturschutzbehörde angesprochenen sonstigen planungsrelevanten 
Arten werden im Fachbeitrag zur Artenschutzprüfung (Teil IV der 
Antragsunterlagen) im Detail beschrieben. In Kombination mit der im 
Antrag enthaltenen Plandarstellung "Schutzzonen während der 
Abgrabungsphase" sind die Beschreibungen vollkommen 
ausreichend, um eine abschließende Regelung in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung zu treffen. 
 
24.5 Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen – Schutz der 
 Vegetation der Abgrabungssohle 
 
Die Schutzmaßnahmen (Einrichtung einer Schutzzone) werden in 
Kapitel 8 des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags hinreichend 
beschrieben. Die räumliche Lage der einzurichtenden Schutzzone 
ergibt sich ferner aus der in den Antragsunterlagen enthaltenen 
Plandarstellung "Schutzzonen während der Abgrabungsphase". Wieso 
auf dieser Grundlage keine abschließende Regelung in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung getroffen werden können soll, 
bleibt unerfindlich. 
 
24.6 Ökologische Betriebsbegleitung 
 
Eine ökologische Betriebsbegleitung ist in den Antragsunterlagen für 
die geplante 5. Erweiterung der Abgrabung Buir bereits vorgesehen. 
Dementsprechend bestehen gegen die diesbezügliche Forderung der 
Untere Naturschutzbehörde des Rhein-Erft-Kreises keine Bedenken. 
 
24.7 Rekultivierung/Eingriffsregelung 
 
Dass von dem Erweiterungsvorhaben höherwertige Biotopstrukturen 
im Bereich der Rand- und Böschungsflächen betroffen sind, wurde im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan berücksichtigt. Die betreffenden 
Flächen wurden mit Werten zwischen 4 und 8 in die Eingriffsbilanz 
(siehe Kapitel 9.2.2 des LBP, dort in Tab. 5) eingestellt. Im Rahmen 
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der Ausgleichsbilanz wurde ferner berücksichtigt, dass das 
Vorhabengebiet nach aktueller Rechtslage ab 2030 durch den 
Tagebau Hambach in Anspruch genommen werden soll. Die durch die 
Sukzessions- und sonstigen landschaftspflegerischen Maßnahmen im 
Bereich der Erweiterungsfläche bei einer Entwicklungszeit von 30 
Jahren erzielbaren Ökopunkte wurden deshalb   worst case   nur zu 
einem Sechstel in Ansatz gebracht, obwohl sie teilweise auch bereits 
nach einem Entwicklungszeitraum von 5 Jahren eine höhere 
ökologische Wertigkeit erreichen. Das danach worst case 
verbleibende Kompensationsdefizit wird durch die etwa 2,4 km 
westlich geplante CEF-Maßnahme kompensiert, sodass keine 
Kompensationsdefizite verbleiben. Von einer Verschlechterung der 
ökologischen Bilanz der schon abgenommenen Flächen kann deshalb 
keine Rede sein. Das gilt erst recht, wenn die im Rekultivierungsplan 
vorgesehene Herrichtung der Fläche auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der 
Abgrabungsgenehmigung verbindlich festgeschrieben wird. Hiermit 
ist die Antragstellerin – wie oben bereits dargelegt – einverstanden. 
 
Der gegenteiligen Annahme der Unteren Naturschutzbehörde liegt 
offenbar ein Fehlverständnis der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung zugrunde, die in ihrer heutigen Fassung Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen gleichberechtigt nebeneinander stellt. 
Außerdem geht die Untere Naturschutzbehörde offenbar davon aus, 
dass sich bei Nichtinanspruchnahme durch den Braunkohlentagebau 
an der vorgesehenen Herrichtung der Vorhabensfläche etwas ändern 
würde. Das soll – wie dargelegt – aber nicht geschehen. 
 
24.7.1 Rekultivierungsvariante V 1 – Beanspruchung durch den 
 Tagebau 
 
Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan des Planungsbüros 
Schöke vorgenommene Quantifizierung der Eingriffswirkungen der 
geplanten Abgrabungserweiterung erfolgte auf der Grundlage des 
vom LANUV NRW in 2008 eingeführten Biotopwertverfahrens 
"Numerische Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in 
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NRW". Das Bundesverwaltungsgericht hat 2012 entschieden, dass 
die Anwendung dieses, für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben im 
Erlasswege (ELES) sogar verbindlich eingeführten Verfahrens zu 
nachvollziehbaren und vertretbaren Ergebnissen führt. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 06.11.2012, Az.: 9 A 17/11, 
 BVerwGE 145, 40 ff. [TA 146] m. w. N. 

 
Es gebe - so das Bundesverwaltungsgericht - keinen Anlass 
anzunehmen, dieses Verfahren sähe eine quantitativ oder qualitativ 
grundsätzlich unzureichende Bewertung des Eingriffs und der 
Ausgleichsflächen vor. 
 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 06.11.2012, a. a. O. 
 
Da das Planungsbüro Schöke dieses Verfahren im LBP - wie oben 
bereits erläutert - korrekt angewandt hat, besteht kein tragfähiger 
Grund, über die darin vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen hinaus 
weitere Kompensationsmaßnahmen anzuordnen.  
 
Die von der Unteren Naturschutzbehörde insoweit angestellte 
Bilanzierung ist nicht nachvollziehbar und entspricht auch nicht dem 
Bewertungsverfahren nach ADAM/NOHL/VALENTIN (1986). 
 
24.7.2 Rekultivierungsvariante V 2 – Keine Beanspruchung durch den 
 Tagebau 
 
Wie oben bereits mehrfach dargelegt, ist nach aktueller Rechtslage 
davon auszugehen, dass die Vorhabenfläche ab 2030 durch den 
Tagebau Hambach in Anspruch genommen wird. Für eine alternative 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für den Fall, dass der Tagebau 
Hambach die Fläche nicht in Anspruch nehmen sollte, besteht 
deshalb in rechtlicher Hinsicht kein Raum. 
 
Die Eingriffswirkungen des Vorhabens würden sich entgegen der 
Ansicht der Unteren Naturschutzbehörde in letztgenanntem Fall 
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gegenüber der vorliegenden Bewertung im Übrigen nicht ändern. Die 
Abgrabungserweiterung würde in diesem Fall ebenfalls bis Ende 2025 
abgeschlossen werden. Da das bisherige Herrichtungsziel auch bei 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach beibehalten 
würde und die Fläche sich über das Jahr 2030 weiter zu einem 
hochwertigen Biotop entwickeln könnte, würde sich ein erheblicher 
rechnerischer Kompensationsüberschuss ergeben. Die Flächen 
würden sich bei fortschreitender Sukzession zu Wald entwickeln, 
sodass das von der Unteren Naturschutzbehörde ins Feld geführte 
Argument, die externe CEF-Maßnahme könne den Waldflächenverlust 
nicht funktional kompensieren, ins Leere ginge. 
 
Insoweit kann dahinstehen, dass dieses Argument in den 
Vorschriften über die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in ihrer 
heutigen Fassung keine rechtliche Stütze findet. Wie oben bereits 
ausgeführt, stellt die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung heute 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gleichberechtigt nebeneinander, 
sodass es nach aktueller Rechtslage nicht mehr zwingend eines 
funktionalen Ausgleichs bedarf. 
 
Wie sich aus den Antragsunterlagen zweifelsfrei ergibt, soll der 
Abbau der Erweiterungsfläche in 3 Abschnitten erfolgen, deren 
Herrichtung sukzessive nach Beendigung des Abbaus in den 
jeweiligen Abbauabschnitten erfolgt. Dem Anliegen der Unteren 
Naturschutzbehörde, eine zeitnahe Herrichtung der Abbauabschnitte 
zu gewährleisten, wird demnach durch die vorliegende Planung 
bereits umfassend Rechnung getragen. 
 
Etwaige über die 5. Erweiterung hinausgehende 
Erweiterungsabsichten sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Verfahrens und daher hier auch nicht bewertungsrelevant. 
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25 

 

Bei den gegen das Vorhaben der Antragstellerin erhobenen 
Einwendungen handelt es sich weit überwiegend um einen 
vorformulierten Text, der von anderen Einwendern in gleicher oder 
ähnlicher Form bei der Genehmigungsbehörde eingereicht wurde. 
 
Zudem hat der Einwender seinen Wohnsitz außerhalb des 
Stadtgebiets von Kerpen und damit offensichtlich und eindeutig 
außerhalb des Einwirkungsbereichs der geplanten 
Abgrabungserweiterung, sodass davon ausgegangen werden kann, 
dass der Einwender nicht der betroffenen Öffentlichkeit im Sinne der 
§§ 18 Abs. 1, 21 UVPG zuzurechnen ist und er deshalb zur Erhebung 
von Einwendungen von vornherein gar nicht berechtigt war. 
 
Als betroffene Öffentlichkeit definiert § 2 Abs. 9 UVPG nämlich nur 
Personen, deren Belange durch eine Entscheidung über ein UVP-
pflichtiges Vorhaben berührt werden. Das setzt einen räumlichen 
Bezug zum räumlichen Wirkungsbereich der geplanten 
Abgrabungserweiterung voraus, der hinsichtlich des außerhalb des 
Stadtgebiets Kerpen wohnenden Einwenders offenkundig 
ausgeschlossen ist. Er trägt selbst vor, dass mit der Abgrabung 
einhergehende Staubbelastungen bei starkem Wind allenfalls bis an 
den Rand der Wohnbebauung in der Ortslage Kerpen-Buir 
herangetragen werden können. Anderweitige Auswirkungen der 
Abgrabungserweiterung, die ihn in eigenen Belangen berühren 
könnten, macht der Einwender nicht geltend. 
 
Da der Einwender seinen Wohnort außerhalb des Stadtgebiets von 
Kerpen hat, ist seine Einwendung mangels Einwendungsbefugnis als 
unzulässig zurückzuweisen.  
 
Die minimale Entfernung des Wohnorts des Einwenders zur 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
(Luftlinie) beträgt 9,33 km. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des/der Einwenders/Einwenderin liegt 30,3 km Luftlinie 
von der Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter 
Erweiterung entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des Einwenders liegt 150 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des Einwenders liegt 38,5 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des Einwenders liegt 31,7 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort der Einwenderin liegt 31,7 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
154 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
155 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
156 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

31 

 

Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort der Einwenderin liegt 31,7 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des Einwenders liegt 31,7 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort der Einwenderin liegt 31,7 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort des Einwenders liegt 6,23 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Die Einwendung ist aus den unter lfd. Nr. 25 dargelegten Gründen 
als unzulässig zurückzuweisen. 
 
Der Wohnort der Einwenderin liegt 47 km Luftlinie von der 
Außengrenze der Abgrabung einschließlich geplanter Erweiterung 
entfernt. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,18 km Luftlinie von der Abgrabung Buir 
und etwa 1,82 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Er hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich   
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Re-vier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungs-erweiterungsvorhaben 
ausweislich der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 
aber ebenso vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch 
rechtsgültigen Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage (5,9 
%) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

•  Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

•  Reinigung befestigter Fahrbereiche 
•  Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen 

Tagen mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwender wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 1,82 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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37 

 

Die Einwenderin wohnt etwa 1,49 km Luftlinie von der Abgrabung 
Buir und etwa 2 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 

 
Sie hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die 
sich - bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich 
auf Aspekte beziehen, die die Einwenderin nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen Be-
lange darstellen. 

 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 

 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 

 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in 
Erarbeitung befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung 
jedoch bislang noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen 
- wie die Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 
14.05.2020 zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen 
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ausgehen. Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen 
sie in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die 
Versagung der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 

 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 

 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige 
Stellungnahme vom 11.05.2020) auch die für die Planung 
erforderlichen wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
177 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 
 

 
Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 

 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  

 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 

 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

 
• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 

bei Trockenperioden 
• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen 

Tagen mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 

Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 

 
Die Einwenderin wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 2 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,89 km Luftlinie vom Kieswerk Buir und 
etwa 1,76 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung entfernt. 
 
Er hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
ausschließlich auf Aspekte beziehen, die den Einwender nicht in 
eigenen Belangen berühren können und auch keine im 
abgrabungsrechtlichen Genehmigungsverfahren berücksichti-
gungsfähigen öffentlichen Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in 
Erarbeitung befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung 
jedoch bislang noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen 
- wie die Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 
14.05.2020 zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen 
ausgehen. Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen 
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sie in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die 
Versagung der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die in der Einwendung erhobenen Forderungen sind daher als 
unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige 
Stellungnahme vom 11.05.2020) auch die für die Planung 
erforderlichen wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,27 km Luftlinie von der Abgrabung Buir 
und etwa 1,75 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 

Einwendung vom 06.09.2020 
 

In der Einwendung vom 06.09.2020 hat er ausschließlich 
vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich - bis auf die geltend 
gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf Aspekte beziehen, die 
den Einwender nicht in eigenen Belangen berühren können und auch 
keine im abgrabungsrechtlichen Genehmigungsverfahren 
berücksichtigungsfähigen öffentlichen Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
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Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
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Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
 
Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten 
Fahrwegen bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen 

Tagen mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
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Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwender wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 1,75 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
 
Einwendung vom 11.09.2020 
 
In der Einwendung vom 11.09.2020 werden ebenfalls keine Aspekte 
vorgetragen, die eine vorhabensbedingte Betroffenheit des 
Einwenders in schutzwürdigen eigenen Belangen erkennen lassen. 
 
Soweit sie im Rahmen des abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren überhaupt entscheidungsrelevant sind, 
gehen die Ausführungen des Einwenders zudem an der Rechtslage 
vorbei. 

 
Deckung des künftigen Rohstoffbedarfs/Sicherung des Standorts 
 
Eine "sustanziierte Darlegung" des künftigen Rohstoffbedarfs in der 
vom Einwender beschriebenen Art und Weise gehört offenkundig 
nicht zu den Einzelheiten, die in dem nach § 4 Abs. 2 AbgrG NRW 
vorzulegenden Abgrabungsplan enthalten sein müssen. Eine 
entsprechende Darlegung ist - wie § 3 Abs. 2 AbgrG NRW erhellt - 
auch nicht Voraussetzung für die Erteilung der 
Abgrabungsgenehmigung. 
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Nach letztgenannter Vorschrift ist die Genehmigung zu erteilen, 
wenn 

 

1.  ein vollständiger Abgrabungsplan (§ 4 Abs. 2) vorliegt, 
 
2.  die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie die 

Belange der Bauleitplanung, des Naturhaushalts, der 
Landschaft, des Bodenschutzes und der Erholung 
beachtet sind und 

 
3.  andere öffentliche Belange im Einzelfall nicht 

entgegenstehen. 
 
Dass diese Voraussetzungen vorliegend erfüllt sind, wurde in den 
Antragsunterlagen hinreichend dargelegt. 
 
Darüber hinaus wurde im UVP-Bericht unter Ziffer 7. unter 
ausführlicher Begründung dargelegt, dass das geplante Vorhaben zur 
Rohstoffversorgung der heimischen Wirtschaft erforderlich ist. 
Dementsprechend wurde die geplante 5. Erweiterung auch in dem in 
Aufstellung begriffenen Regionalen Teilplan "Nichtenergetische 
Rohstoffe" für den Regierungsbezirk Köln für eine Darstellung als 
BSAB vorgesehen. 
 
Die Forderung des Einwenders ist daher als unbegründet 
zurückzuweisen. 
 
Braunkohlenplanung 
 
Nach dem derzeit noch rechtsgültigen Braunkohlenplan liegt die 
Vorhabensfläche der Antragstellerin innerhalb der räumlichen 
Grenzen des Tagebaus Hambach. Die mit dem Kohleausstiegsgesetz 
intendierte Verkleinerung des Tagebaus Hambach wurde - wie oben 
bereits dargelegt - noch nicht in rechtsgültige Planungen umgesetzt. 
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Dementsprechend wurden auch die für den Tagebau Hambach 
vorliegenden bestandskräftigen Betriebsplanzulassungen noch nicht 
entsprechend angepasst. Solange dies nicht geschehen ist, gelten 
die Ziele des bislang noch rechtsgültigen Braunkohlenplans weiter. 
Dieser ist daher auch der Beurteilung des vorliegend antragsge-
genständlichen Vorhabens der Antragstellerin zugrunde zu legen. 
 
Daran ändert auch die vom Einwender angeführte Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts Münster vom 05.10.2018, 
Az.: 11 B 1129/18, nichts. Die Entscheidung ist in einem 
einstweiligen Rechtsschutzverfahren im Zusammenhang mit dem 
Hauptbetriebsplan der RWE Power AG für den Zeitraum 2018 - 2020 
ergangen, in dem es um die Rodung des Hambacher Forsts ging. In 
der Entscheidung hat das Oberverwaltungsgericht Münster entgegen 
der Ausführungen des Einwenders keineswegs festgestellt, dass der 
Tagebau Hambach für die Strom- und Energieversorgung des Landes 
NRW nicht mehr erforderlich sei. Das Gericht hat vielmehr lediglich 
konstatiert, dass im Rahmen der im einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren allein möglichen summarischen Prüfung 
weder eine offensichtliche Rechtswidrigkeit der in jenem Verfahren 
streitigen Betriebsplanzulassung, noch deren offensichtliche 
Rechtmäßigkeit festgestellt werden könne. Zudem sei mit dem 
Sofortvollzug bzw. mit der sofortigen Ausnutzung des streitigen 
Hauptbetriebsplans durch die RWE Power AG unter Inan-
spruchnahme der bewaldeten Flächen des Hambacher Forsts die 
Schaffung irreversibler Tatsachen verbunden. Darüber hinaus hätten 
weder die RWE Power AG, noch die Bezirksregierung Arnsberg 
dargelegt, dass die sofortige Vollziehung des Hauptbetriebsplans 
2018 - 2020 unter Inanspruchnahme des Hambacher Forsts der 
Abwehr einer schwerwiegenden Gefahr diene oder im Interesse des 
Gemeinwohls unaufschiebbar sei. Daher sei es nicht gerechtfertigt, 
den Rechtsschutz des antragstellenden Umweltverbands vor dem 
rechtskräftigen Abschluss des zum Zeitpunkt der Eilentscheidung 
noch in erster Instanz anhängigen Hauptsacheverfahren bzw. vor der 
Bestandskraft des streitigen Hauptbetriebsplans abzuschneiden. 

 

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
187 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 

Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 05.10.2018, 
 Az.: 11 B 1129/18, Juris, TA 21 ff. 

 
Dem Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der 
Klage des Umweltverbands hat das Oberverwaltungsgericht Münster 
in jenem Verfahren ferner nur insoweit stattgegeben, als es um die 
Rodung des Hambacher Forsts ging. Im Übrigen wurde der Antrag 
des Umweltverbands abgelehnt, weil insoweit das öffentliche Inte-
resse an einer Versorgung mit Braunkohle zur Deckung des 
Energiebedarfs bzw. das private Interesse der RWE Power AG, 
Braunkohle zum Zwecke der Stromerzeugung in angeschlossenen 
Kraftwerken oder mit dem Ziel der Veräußerung an Dritte zu fördern, 
das Aussetzungsinteresse des Umweltverbands überwog. 

 
Vgl. OVG Münster, Beschluss vom 05.10.2018, a. a. O., TA 

42. 
 

Eine Entscheidung des Inhalts, dass der Restbestand des Hambacher 
Forsts nicht für den Tagebau Hambach in Anspruch genommen 
werden dürfe, wurde durch das Oberverwaltungsgericht Münster 
entgegen der Behauptung des Einwenders nicht getroffen. Das 
Gericht hat die Entscheidung hierüber vielmehr dem 
Hauptsacheverfahren vorbehalten. Im Hauptsacheverfahren hat das 
Verwaltungsgericht Köln mit Urteil vom 12.03.2019 die Klage des 
betreffenden Umweltverbands inzwischen als unbegründet 
abgewiesen. 

 

Vgl. VG Köln, Urteil vom 12.03.2019, 
 Az.: 14 K 3037/18, UPR 2020, 36 ff. 

 
Hierauf sei an dieser Stelle nur der Vollständigkeit halber 
hingewiesen. 
 
Im Übrigen sei angemerkt, dass sich das Gebot der vollständigen 
Ausschöpfung einer Lagerstätte vorliegend ausschließlich auf die 
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Sand- und Kieslagerstätte bezieht und nicht - wie der Einwender 
rechtsirrig meint - auf die Braunkohlenlagerstätte. Ob und in 
welchem Umfang diese weiter abgebaut werden darf und soll, ist in 
den dafür vorgesehenen landes- und regionalplanerischen sowie 
bergrechtlichen Verfahren zu entscheiden.  
 
Selbst wenn die Braunkohlenplanung sowie hieran anknüpfend die 
bergrechtlichen Betriebsplanzulassungen für den Tagebau Hambach 
im Sinne des auf Bundesebene beschlossenen 
Kohlenausstiegsgesetzes geändert und die Änderungen Rechtsver-
bindlichkeit erlangen würden, änderte dies nichts daran, dass das 
von der Antragstellerin geplante Vorhaben der vollständigen 
Ausschöpfung der Sand- und Kieslagerstätte am Standort Buir dient. 
Bislang liegt - wie oben bereits dargelegt - aber nicht einmal eine 
rechtsverbindliche Änderung der Braunkohlenplanung und der 
hierauf fußenden bergrechtlichen Betriebsplanzulassungen vor. 
 
Der Ausgang des von dem Einwender angesprochenen 
Grundabtretungsverfahrens hinsichtlich der in seinem Eigentum 
stehenden "Aktivistenwiese" ist für die Entscheidung über den 
vorliegenden abgrabungsrechtlichen Antrag auf Erweiterung des 
Sand- und Kiesabbaus am Standort Buir deshalb ebenfalls ohne 
jegliche rechtliche Relevanz.  
 
Dass die Zulassung der beantragten Abgrabungserweiterung der 
Antragstellerin die Entscheidung zugunsten einer Fortführung des 
Tagebaus Hambach unter Inanspruchnahme des Hambacher Forsts 
in irgendeiner Weise positiv beeinflussen könnte, kann im Übrigen 
nicht ernsthaft angenommen werden. Bei den geplanten Erwei-
terungsflächen handelt es sich - abgesehen von den in die Planung 
einbezogenen Böschungen der bereits bestehenden Abgrabung - 
ausnahmslos um intensiv genutzte Ackerflächen. Wie deren Abbau 
zu einer Beeinträchtigung der Restflächen des Hambacher Forsts 
beizutragen in der Lage sein sollte, bleibt angesichts eines Abstands 
zwischen den Restflächen des Hambacher Forsts und der 
Erweiterungsfläche von im Minimum 850 m völlig unerfindlich. 
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In diesem Zusammenhang erlauben wir uns den Hinweis, dass sich 
der Geologische Dienst NRW mit entsprechenden Befürchtungen, die 
im Zusammenhang mit der Annäherung des Tagebau Hambach an 
die Restflächen des Hambacher Forsts geäußert wurden, bereits 
eingehend beschäftigt hat und zu dem Ergebnis gelangt ist, dass ab-
baubedingte Auswirkungen auf den Wasserhaushalt des Hambacher 
Forsts bei Einhaltung eines Sicherheitsabstands von 50 m sicher 
auszuschließen sind. In der fachgutachterlichen Stellungnahme des 
Geologischen Diensts NRW heißt es im Einzelnen: 
 

Von verschiedenen Seiten werden aktuell Befürchtungen 
geäußert, dass wasserstauende Schichten, aus denen sich die 
Wurzeln der Bäume und anderer Pflanzen im Hambacher Forst 
mit Wasser versorgen, durch den heranrückenden Abbau 
geschädigt werden, und dass wegen eines möglichen 
Druckgefälles in Richtung Tagebau Niederschlagswasser aus 
dem Böschungsbereich auslaufen könnte. 
 
Der Geologische Dienst Nordrhein-Westfalen hat sich mit diesen 
Befürchtungen fachlich auseinandergesetzt und kommt zu 
folgender Einschätzung: 
 
Bäume und andere Pflanzen können aus zwei Quellen Wasser 
beziehen: aus dem Grundwasser, sofern die Flurabstände nicht 
zu groß sind, sowie aus im Boden gespeichertem Wasser, das 
vom Grundwasser unabhängig ist. Im zweiten Fall hängen die 
Wassergehalte alleine von Niederschlägen ab und schwanken 
daher jahreszeitlich. In den vom Grundwasser unabhängigen 
Böden können sich unter besonderen Umständen 
Staunässehorizonte entwickeln. 
 
Die Grundwasseroberfläche in den Grundwasserleitern der Erft-
Scholle, in welcher der Hambacher Forst liegt, ist im Bereich 
des Hambacher Forstes aufgrund der 
Entwässerungsmaßnahmen der Braunkohlentagebaue seit 
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Jahrzehnten abgesenkt. Die Flurabstände im oberen 
Grundwasserleiter betragen über zehn Meter, in der Regel 
mehrere Zehnermeter. Das Grundwasser kann durch die 
Pflanzenwurzeln im Hambacher Forst nicht erreicht werden. 
 
Die Wasserversorgung der Pflanzen im Hambacher Forst ist 
alleine durch die Niederschläge und deren Speicherung im 
Boden gewährleistet. Im Bereich des Hambacher Forstes sind 
Böden verbreitet, die sich auf gering durchlässigen schluffig-
tonigen Sedimenten entwickelt haben. Es handelt sich um 
Parabraunerden und Pseudogleye. Letztere zeichnen sich durch 
periodisch auftretende Staunässe aus. In den Böden kam es 
infolge von Verwitterungsprozessen zu einer Umlagerung von 
Tonanteilen von oben nach unten und einer unterschiedlich 
starken Anreicherung von Ton im Unterboden. Der 
Tonanreicherungshorizont wirkt insofern wasserstauend, als 
dass er die Versickerung in tiefere Bereiche des Bodens 
verzögert. Und auch diese "Ton-Schichten" sind nur partiell un-
ter dem Hambacher Forst verbreitet. Den Hauptanteil der 
Böden bilden Parabraunerden, die nicht oder nur gering 
wasserstauend sind, jedoch ein hohes Speichervermögen für 
Wasser und Nährstoffe haben. 
 
Die geringe Durchlässigkeit der Böden bewirkt, dass sich das 
Wasser dort nur sehr langsam von oben nach unten bewegt. 
Der Boden ist nur zeitweise, in der Regel in den 
Wintermonaten, wassergesättigt. Während der 
Vegetationsperiode liegen die Wassergehalte im Rahmen des 
Speichervermögens des Bodens (Feldkapazität). Der Boden hält 
das Wasser fest (Kapillar- und Adsorptionswasser). Es sind 
daher kaum Wasserverluste zu erwarten, wenn der Boden an 
einer Böschung angeschnitten wird. 
 
Zur Angabe eines Abstandes, bis zu dem die Wasserversorgung 
des Hambacher Forstes nicht gefährdet sein sollte, wird von 
folgenden Annahmen ausgegangen: 
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• Die Böden weisen überwiegend die Bodenarten schwach oder 

mitteltoniger Schluff auf. Eine für Pflanzen noch nutzbare 
kapillare Wassernachlieferung durch den Boden liegt bei 
0,3 mm pro Tag. Diese Rate der Wassernachlieferung ist bei 
den dominierenden Bodenarten noch über 2,5 m möglich; 
jenseits von 5 m findet im Boden keine kapillare 
Wassernachlieferung mehr statt. 

 
• Die seitliche Ausdehnung der Feinwurzeln reicht, vom Stamm 

aus betrachtet, für gewöhnlich nicht weiter als die Baumkrone 
hoch ist; das sind bei einer hoch angesetzten Kronenhöhe 
von 40 m für die Eichen im Hambacher Forst 40 m. 

 
Aus den Maximalwerten für die kapillare Wassernachlieferung und für 
die Erstreckung der Feinwurzeln ergibt sich grundsätzlich ein 
Abstand von ca. 50 m. 
 
Nach Auskunft der Bergbehörde (28.06.2019) hat sich der Tagebau 
lediglich an einer Stelle dem Hambacher Forst auf 50 Meter 
genähert, in den anderen Bereichen ist der Tagebau noch deutlich 
weiter (zwischen 100 und 200 Meter) vom Hambacher Forst entfernt. 
(Hervorhebung nicht im Original) 

 
Vgl. Geologischer Dienst NRW, Tagebau Hambach: Abstand 

zum Hambacher Forst vermeidet Beeinträchtigung des 
Baumbestandes, abrufbar unter 
https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf. 

 
Die Annahme, durch die geplante Abgrabungserweiterung könne der 
Hambacher Forst geschädigt und hierdurch eine Fortführung des 
Braunkohlentagebaus Hambach in den Bereich des Hambacher Forsts 
begünstigt werden, erweist sich danach als völlig haltlos.  
 

https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf
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Gleiches gilt für die hierauf gestützte weitere Annahme, das von der 
Bezirksregierung Arnsberg eingeleitete Grundabtretungsverfahren 
hinsichtlich der im Eigentum des Einwenders stehenden 
Aktivistenwiese könne durch die Zulassung der Abgrabungs-
erweiterung der Antragstellerin negativ beeinflusst werden.  
 
Die Aktivistenwiese liegt von der Vorhabensfläche im Übrigen mehr 
als 2 km entfernt (siehe nachfolgende Abbildung). Dass der 
Einwender in Bezug auf diese Wiese durch die Zulassung der 
Abgrabungserweiterung ebenso betroffen sein könnte wie durch die 
Zulassung des Hauptbetriebsplans 2018 - 2020 für den Tagebau 
Hambach, liegt dementsprechend außerhalb jeglicher 
Wahrscheinlichkeit. 

 

 
Abbildung: Luftbildauszug mit Darstellung der Vorhabensfläche 

sowie der räumlichen Lage der Aktivistenwiese 
 

Geplante Herrichtung der Vorhabensfläche in Tieflage 
 

Durch die geplante Herrichtung der Vorhabensfläche in Tieflage wird 
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der Einwender ersichtlich ebenfalls nicht in eigenen Belangen 
betroffen.  
 
Die Verpflichtung zur Herrichtung dient nämlich allein dem 
öffentlichen Interesse an der Beseitigung von mit dem 
Abgrabungsvorhaben einhergehenden Landschaftsschäden. Sie setzt 
nicht zwingend eine Wiederverfüllung der Abgrabung und 
-herstellung des Zustands des Geländes vor Beginn der Abgrabung 
voraus. 

 
Vgl. OVG Münster, Urteil vom 20.01.1995, 
 Az.: 10 A 2429/92, NVwZ-RR 1995, 441 f. 

 
Das gilt insbesondere dann, wenn sich in der Abgrabung - wie hier 
auf Teilen der bereits genehmigten und von Ihrem Hause 
abgenommenen Flächen geschehen und im Bereich der 
antragsgegenständlichen 5. Erweiterung geplant - ökologisch 
wertvolle und erhaltenswerte Sekundärbiotope gebildet haben, die 
geeignet sind, die abgrabungsbedingten Landschaftsschäden zu 
beseitigen. 
 
Grundwasser 
 
Die Kritik an der Darstellung der geologisch-hydrogeologischen 
Verhältnisse unter Ziffer 5.4 des Landschaftspflegerischen 
Begleitplans ist unsubstantiiert und unbegründet.  
 
Die Darstellung wurde seitens der beteiligten Träger 
wasserwirtschaftlicher Belange geprüft und als zutreffend bestätigt 
(siehe insbesondere die Stellungnahme des Erftverbands). Gleiches 
gilt für die in den Antragsunterlagen aufgezeigten möglichen 
Auswirkungen der geplanten Abgrabungserweiterung auf das 
Grundwasser. 

 
Raumordnung und Landesplanung 
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Die Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung werden unter 
Ziffer 2.1 des Technischen Antragsteils zutreffend wiedergegeben.  

 

Welchen Bezug die gegenüber der RWE Power AG erhobenen 
unsachlichen Anwürfe, diese habe sich im Rheinischen Revier 
inzwischen das weit überwiegende Eigentum an Grund und Boden 
verschafft, besitze dort inzwischen mehr Land als die britische 
Königin in Belmoral Castle und habe faktisch die Planungs- und 
Regierungsgewalt über dieses Gebiet erlangt, zu den von der 
Landes- und der Regionalplanung nach Maßgabe des geltenden 
Rechts festgelegten Zielen und Erfordernissen der Raumordnung und 
Landesplanung aufweisen soll, bleibt unerfindlich. 
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Die Einwenderin wohnt etwa 0,52 km Luftlinie von der Abgrabung 
Buir und etwa 0,87 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Sie hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die die Einwenderin nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen Be-
lange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Die Einwenderin wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 0,79 km Luftlinie entfernt. Eine relevante 
Betroffenheit durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in 
dieser Entfernung ausgeschlossen werden. 
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Die Einwenderin wohnt etwa 1,53 km Luftlinie von der Abgrabung 
Buir und etwa 1,89 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Sie hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die die Einwenderin nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen Be-
lange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Die Einwenderin wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 1,89 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,49 km Luftlinie von der Abgrabung Buir 
und etwa 2 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung entfernt. 
 
Er hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
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Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
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wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwender wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 2 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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Die Einwender wohnen etwa 1,49 km Luftlinie von der Abgrabung 
Buir und etwa 2 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Sie haben ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die 
sich - bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich 
auf Aspekte beziehen, die die Einwender nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Die Einwender wohnen von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 2 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,25 km Luftlinie von der Abgrabung Buir 
und etwa 1,69 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Er hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwender wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 1,69 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 

feldmark
Rechteck



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
216 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

45 

 

Der Einwender wohnt etwa 0,76 km von der Abgrabung Buir und 
etwa 0,98 km von der geplanten 5. Erweiterung entfernt. 
 
Er hat ausschließlich Einwendungen erhoben, die sich - bis auf die 
geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf Aspekte 
beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen berühren 
können und - bis auf die angesprochene Inanspruchnahme wertvoller 
Böden - auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Sie knüpfen weit überwiegend an das inzwischen beschlossene 
Kohleausstiegsgesetz an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des 
Tagebaus Hambach noch einer Umsetzung auf Landesebene 
(Leitentscheidung der Landesregierung, Änderung des 
Braunkohlenplans sowie entsprechende Anpassung der bergrechtlich 
zugelassenen Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. 
Diese Umsetzung steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht 
absehbar, wann mit einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter den Ziffern 1. und 3. der Einwendung erhobenen 
Forderungen sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter Ziffer 2. der Einwendung getroffenen Aussage, die 
Erweiterungsfläche werde von landwirtschaftlich genutzten 
wertvollen Böden in Anspruch genommen, deren "Zerstörung" 
aufgrund der tagebaubedingten Knappheit in der Region nicht zu 
verantworten sei, ist Folgendes zu bemerken: 
 
Ausweislich der 3. Auflage der Karte der schutzwürdigen Böden des 
Geologischen Dienstes NRW wird die Erweiterungsfläche von 
Parabraunerden und Pseudogley eingenommen, die weit 
überwiegend gar nicht als schutzwürdig eingestuft wurden. Die im 
Bereich der Erweiterungsfläche vorkommenden Parabraunerden 
weisen ausweislich der vorgenannten Karte der schutzwürdigen 
Böden zudem lediglich eine hohe Funktionserfüllung auf. 
 
Ihr Vorhandensein steht der Realisierung des Vorhabens deshalb 
auch nicht entgegen. Rund 32 % der Landesfläche Nordrhein-
Westfalens ist von Böden bedeckt, welche bezüglich der 
Fruchtbarkeit als schutzwürdig eingestuft wurden. Im Vergleich mit 
der Gesamtfläche im Landschaftsraum kommt der 
Erweiterungsfläche kein besonderer Status zu. Die als schutzwürdig 
eingestuften Parabraunerden sind im Landschaftsraum weit 
verbreitet und stellen regional den Hauptbodentyp. Durch die im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen werden die Beeinträchtigungen des Bodens 
auf ein verträgliches Maß reduziert. 
 
Zu der unter Ziffer 4. der Einwendung geltend gemachten 
Staubbelastung für die Ortschaft Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich unsubstantiiert behauptet, dass die Staubbelastung für 
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die Ortschaft Buir verstärkt werde.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwender wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 0,98 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung ausgeschlossen werden. 
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Die Einwenderin wohnt etwa 1,25 km Luftlinie von der Abgrabung 
Buir und etwa 1,69 km Luftlinie von der geplanten 5. Erweiterung 
entfernt. 
 
Sie hat ausschließlich vorformulierte Einwendungen erhoben, die sich 
- bis auf die geltend gemachte Staubbelastung - ausschließlich auf 
Aspekte beziehen, die die Einwenderin nicht in eigenen Belangen 
berühren können und auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen Be-
lange darstellen. 
 
Sie knüpfen an das inzwischen beschlossene Kohleausstiegsgesetz 
an, welches in Bezug auf die Verkleinerung des Tagebaus Hambach 
noch einer Umsetzung auf Landesebene (Leitentscheidung der 
Landesregierung, Änderung des Braunkohlenplans sowie 
entsprechende Anpassung der bergrechtlich zugelassenen 
Betriebspläne für den Tagebau Hambach) bedarf. Diese Umsetzung 
steht bislang noch aus. Es ist aktuell auch nicht absehbar, wann mit 
einer Umsetzung zu rechnen ist. 
 
Unter dem 26.02.2020 hat die RWE Power AG dem nordrhein-
westfälischen Wirtschaftsministerium auf der Grundlage des 
Kohleausstiegsgesetzes zwar bereits eine Information über die 
Anpassung der (Braunkohlen) Planungen für das Rheinische Revier 
vorgelegt, die auch eine Anpassung der Planung für den Tagebau 
Hambach beinhaltet. Mit diesem Planungskonzept wäre das 
vorliegend beantragte Abgrabungserweiterungsvorhaben ausweislich 
der Stellungnahme der RWE Power AG vom 14.05.2020 aber ebenso 
vereinbar wie mit den Zielen des derzeit noch rechtsgültigen 
Braunkohlenplans 12/1 "Hambach". 
 
Es handelt sich bei der genannten Unterlage sowie der in Erarbeitung 
befindlichen Leitentscheidung der Landesregierung jedoch bislang 
noch um Planungen im Entwurfsstadium, von denen - wie die 
Bezirksregierung Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 
zutreffend betont hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. 
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Sie vermögen deshalb eine Aussetzung des vorliegenden 
Genehmigungsverfahrens nicht zu rechtfertigen; erst recht stellen sie 
in Ansehung des § 3 Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort 
genannten Voraussetzungen einen Anspruch auf Erteilung der Ab-
grabungsgenehmigung vermittelt, keine Grundlage für die Versagung 
der beantragten Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Die unter lit. A.) bis D.) der Einwendung erhobenen Forderungen 
sind daher als unbegründet zurückzuweisen. 
 
Sollte die Verkleinerung des Tagebaus Hambach auf landes- und 
regionalplanerischer Ebene Eingang in rechtsverbindliche Planwerke 
finden und die zugelassenen Betriebspläne der RWE Power AG durch 
bestandskräftige Genehmigungen entsprechend angepasst werden, 
würde die Antragstellerin der Genehmigungsbehörde für den 
Abgrabungskomplex Buir selbstverständlich einen neuen 
Gesamtrekultivierungsplan zur Zulassung vorlegen. Dies ist aber erst 
möglich und zielführend, wenn die Detailplanungen der RWE Power 
AG für die Verkleinerung und künftige Gestaltung des Tagebaus 
Hambach abgeschlossen sind und die für die Umsetzung dieser 
Planungen erforderlichen Genehmigungen vorliegen. Erst dann 
werden nach Aussage des Erftverbands (siehe dortige Stellungnahme 
vom 11.05.2020) auch die für die Planung erforderlichen 
wasserwirtschaftlichen Grundlagendaten vorliegen. 
 
Für die antragsgegenständliche 5. Erweiterung der Abgrabung Buir 
wurde ein Rekultivierungsplan erstellt, der neben randlichen 
Gehölzpflanzungen und Offenlandbiotopen eine natürliche 
Sukzessionsentwicklung im Bereich der Vorhabensfläche vorsieht. An 
dieser Art der Herrichtung würde auch dann festgehalten werden, 
wenn die Vorhabensfläche nicht durch den Tagebau Hambach in 
Anspruch genommen werden sollte. Es bestehen daher keine 
Bedenken, die im vorliegenden Rekultivierungsplan für die 5. 
Erweiterung vorgesehene Herrichtung auch für den Fall der 
Nichtinanspruchnahme durch den Tagebau Hambach in der noch zu 
erteilenden Abgrabungsgenehmigung verbindlich festzuschreiben. 
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Zu der unter lit. E.) der Einwendung geltend gemachte 
Staubbelastung im Randbereich der Wohnbebauung in der Ortslage 
Buir ist Folgendes zu bemerken: 
 
Es ist nicht erkennbar, dass durch das geplante 
Erweiterungsvorhaben schädliche Umweltauswirkungen in Gestalt 
von Staubbelastungen hervorgerufen werden können. Was derartige 
Belastungen betrifft, wird in der Einwendung eine Einwirkung in 
relevantem Umfang weder vorgetragen, noch glaubhaft gemacht. Es 
wird lediglich vorgetragen, dass durch den Transport von Sand und 
Kies mittels Radlader bis zum "Kipptrichter" der Bandanlage bei 
"deutlichem Wind" Staubfahnen bis in den Randbereich der 
Wohnbebauung der Ortslage Buir geweht würden.  
 
Da die Arbeiten des Radladers weitgehend in Tieflage stattfinden, 
das Sand- und Kiesmaterial erdfeucht gefördert wird und im Bereich 
Kerpen eine von West nach Ost gerichtete Hauptwindrichtung 
vorherrscht, ist im Bereich der mehrere hundert Meter entfernt 
liegenden Ortsrandlage nicht mit relevanten Staubimmissionen zu 
rechnen. Dafür spricht auch, dass die geplante Erweiterungsfläche 
nordöstlich der Ortsrandlage liegt und Winde aus nordöstlicher 
Richtung im Bereich Kerpen im Jahresverlauf auf etwa 21 Tage 
(5,9 %) begrenzt sind. 
 
Zur Staubminderung werden von der Antragstellerin folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 
 

• Befeuchtung von befestigten und unbefestigten Fahrwegen 
bei Trockenperioden 

• Reinigung befestigter Fahrbereiche 
• Befeuchtung der Abbaustellen an besonders trockenen Tagen 

mittels einer mobilen Berieselungsanlage 
 
Darüber hinausgehende Maßnahmen sind nicht erforderlich, da eine 
während Trockenwetterlagen mögliche, aufgrund des geförderten 
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erdfeuchten, nach der Richtlinie VDI 3790, Blatt 3 als "nicht 
wahrnehmbar staubend" einzustufenden Sand- und Kiesmaterials 
allenfalls geringe Staubentwicklung durch das Arbeiten in Tieflage 
sowie die vorhandenen und geplanten Gehölzpflanzungen 
zurückgehalten wird, sodass eine nennenswerte Staubausbreitung 
über das Abgrabungsgelände hinaus nicht zu erwarten ist. Relevante 
Staubimmissionen im Bereich der Wohnbebauung der Ortsrandlage 
Buir können dementsprechend ausgeschlossen werden. 
 
Der Einwenderin wohnt von der geplanten Erweiterung - wie oben 
bereits erwähnt - etwa 1,69 km Luftlinie entfernt. Eine Betroffenheit 
durch vorhabensbedingte Staubimmissionen kann in dieser 
Entfernung erst recht ausgeschlossen werden. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,67 km von der Abgrabung Buir und 
etwa 1,75 km von der geplanten 5. Erweiterung entfernt. 
 
Er hat ausschließlich Einwendungen erhoben, die sich auf Aspekte 
beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen berühren 
können und weit überwiegend auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Es handelt sich bei der unter lit. A) der Einwendung in Bezug 
genommenen Leitentscheidung der Landesregierung bislang noch um 
eine Planung im Entwurfsstadium, von der - wie die Bezirksregierung 
Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 zutreffend betont 
hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. Sie vermag deshalb 
eine Aussetzung des vorliegenden Genehmigungsverfahrens nicht zu 
rechtfertigen; erst recht stellt sie in Ansehung des § 3 
Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort genannten Voraussetzungen 
einen Anspruch auf Erteilung der Abgrabungsgenehmigung 
vermittelt, keine Grundlage für die Versagung der beantragten 
Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Bei den geplanten Erweiterungsflächen handelt es sich - abgesehen 
von den in die Planung einbezogenen Böschungen der bereits 
bestehenden Abgrabung - ausnahmslos um intensiv genutzte 
Ackerflächen. Wie deren Abbau zu einer Beeinträchtigung der 
Restflächen des Hambacher Forsts beizutragen in der Lage sein 
sollte, bleibt angesichts eines Abstands zwischen den Restflächen 
des Hambacher Forsts und der Erweiterungsfläche von im Minimum 
850 m völlig unerfindlich. 
 
In diesem Zusammenhang erlauben wir uns den Hinweis, dass sich 
der Geologische Dienst NRW mit entsprechenden Befürchtungen, die 
im Zusammenhang mit der Annäherung des Tagebau Hambach an 
die Restflächen des Hambacher Forsts geäußert wurden, bereits 
eingehend beschäftigt hat und zu dem Ergebnis gelangt ist, dass ab-
baubedingte Auswirkungen auf den Wasserhaushalt des Hambacher 
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Forsts bei Einhaltung eines Sicherheitsabstands von 50 m sicher 
auszuschließen sind. In der fachgutachterlichen Stellungnahme des 
Geologischen Diensts NRW heißt es im Einzelnen: 
 

Von verschiedenen Seiten werden aktuell Befürchtungen 
geäußert, dass wasserstauende Schichten, aus denen sich die 
Wurzeln der Bäume und anderer Pflanzen im Hambacher Forst 
mit Wasser versorgen, durch den heranrückenden Abbau 
geschädigt werden, und dass wegen eines möglichen 
Druckgefälles in Richtung Tagebau Niederschlagswasser aus 
dem Böschungsbereich auslaufen könnte. 
 
Der Geologische Dienst Nordrhein-Westfalen hat sich mit diesen 
Befürchtungen fachlich auseinandergesetzt und kommt zu 
folgender Einschätzung: 
 
Bäume und andere Pflanzen können aus zwei Quellen Wasser 
beziehen: aus dem Grundwasser, sofern die Flurabstände nicht 
zu groß sind, sowie aus im Boden gespeichertem Wasser, das 
vom Grundwasser unabhängig ist. Im zweiten Fall hängen die 
Wassergehalte alleine von Niederschlägen ab und schwanken 
daher jahreszeitlich. In den vom Grundwasser unabhängigen 
Böden können sich unter besonderen Umständen 
Staunässehorizonte entwickeln. 
 
Die Grundwasseroberfläche in den Grundwasserleitern der Erft-
Scholle, in welcher der Hambacher Forst liegt, ist im Bereich des 
Hambacher Forstes aufgrund der Entwässerungsmaßnahmen der 
Braunkohlentagebaue seit Jahrzehnten abgesenkt. Die 
Flurabstände im oberen Grundwasserleiter betragen über zehn 
Meter, in der Regel mehrere Zehnermeter. Das Grundwasser 
kann durch die Pflanzenwurzeln im Hambacher Forst nicht 
erreicht werden. 

 
Die Wasserversorgung der Pflanzen im Hambacher Forst ist 
alleine durch die Niederschläge und deren Speicherung im 
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Boden gewährleistet. Im Bereich des Hambacher Forstes sind 
Böden verbreitet, die sich auf gering durchlässigen schluffig-
tonigen Sedimenten entwickelt haben. Es handelt sich um 
Parabraunerden und Pseudogleye. Letztere zeichnen sich durch 
periodisch auftretende Staunässe aus. In den Böden kam es 
infolge von Verwitterungsprozessen zu einer Umlagerung von 
Tonanteilen von oben nach unten und einer unterschiedlich 
starken Anreicherung von Ton im Unterboden. Der 
Tonanreicherungshorizont wirkt insofern wasserstauend, als 
dass er die Versickerung in tiefere Bereiche des Bodens 
verzögert. Und auch diese "Ton-Schichten" sind nur partiell un-
ter dem Hambacher Forst verbreitet. Den Hauptanteil der Böden 
bilden Parabraunerden, die nicht oder nur gering wasserstauend 
sind, jedoch ein hohes Speichervermögen für Wasser und 
Nährstoffe haben. 

 
Die geringe Durchlässigkeit der Böden bewirkt, dass sich das 
Wasser dort nur sehr langsam von oben nach unten bewegt. Der 
Boden ist nur zeitweise, in der Regel in den Wintermonaten, 
wassergesättigt. Während der Vegetationsperiode liegen die 
Wassergehalte im Rahmen des Speichervermögens des Bodens 
(Feldkapazität). Der Boden hält das Wasser fest (Kapillar- und 
Adsorptionswasser). Es sind daher kaum Wasserverluste zu 
erwarten, wenn der Boden an einer Böschung angeschnitten 
wird. 

 
Zur Angabe eines Abstandes, bis zu dem die Wasserversorgung 
des Hambacher Forstes nicht gefährdet sein sollte, wird von 
folgenden Annahmen ausgegangen: 

 
•  Die Böden weisen überwiegend die Bodenarten schwach 

oder mitteltoniger Schluff auf. Eine für Pflanzen noch 
nutzbare kapillare Wassernachlieferung durch den Boden 
liegt bei 0,3 mm pro Tag. Diese Rate der Wassernachlie-
ferung ist bei den dominierenden Bodenarten noch über 
2,5 m möglich; jenseits von 5 m findet im Boden keine 
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kapillare Wassernachlieferung mehr statt. 
 

•  Die seitliche Ausdehnung der Feinwurzeln reicht, vom 
Stamm aus betrachtet, für gewöhnlich nicht weiter als die 
Baumkrone hoch ist; das sind bei einer hoch angesetzten 
Kronenhöhe von 40 m für die Eichen im Hambacher Forst 
40 m. 

 
Aus den Maximalwerten für die kapillare Wassernachlieferung 
und für die Erstreckung der Feinwurzeln ergibt sich 
grundsätzlich ein Abstand von ca. 50 m. 
 
Nach Auskunft der Bergbehörde (28.06.2019) hat sich der 
Tagebau lediglich an einer Stelle dem Hambacher Forst auf 
50 Meter genähert, in den anderen Bereichen ist der Tagebau 
noch deutlich weiter (zwischen 100 und 200 Meter) vom 
Hambacher Forst entfernt. 
(Hervorhebung nicht im Original) 

 
Vgl. Geologischer Dienst NRW, Tagebau Hambach: Abstand 

zum Hambacher Forst vermeidet Beeinträchtigung des 
Baumbestandes, abrufbar unter 

 https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf. 
 
Wie sich angesichts des Abstands von im Minimum 850 m zu den 
Restflächen des Hambacher Forstes – auch unter Berücksichtigung 
der bestehenden Abgrabungen – durch 
abgrabungserweiterungsbedingte geringfügigste mikroklimatische 
Veränderungen, die Verritzung von Bodenhorizonten sowie Staub- 
und Abgasbelastungen durch den Maschineneinsatz sowie 
Transportverkehr eine Beeinträchtigung der in Rede stehenden 
Waldflächen ergeben können soll, bleibt unerfindlich. Aus der von 
dem Einwender angeführten, von Greenpeace beauftragten Studie 
von Ibisch, Blumenröder et al. lässt sich Entsprechendes jedenfalls 
nicht ableiten. Darin wird zwar ein sofortiger Stopp nicht nur der 
Braunkohlengewinnung, sondern auch der Kiestagebaue im Umfeld 

https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf
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des Hambacher Forstes gefordert. Wissenschaftliche Belege, die die 
Begründetheit dieser Forderung untermauern könnten, lassen sich 
der Studie allerdings nicht entnehmen. Zu den Auswirkungen von 
Kiesabgrabungen haben die Verfasser der Studie überhaupt keine 
Untersuchungen angestellt.   
 
Die Annahme, durch die geplante Abgrabungserweiterung könne der 
Hambacher Forst geschädigt werden, erweist sich danach als völlig 
haltlos.  
 
Der Einwender verkennt zudem, dass sich die Erweiterungsfläche 
nach Beendigung des nur wenige Jahre in Anspruch nehmenden 
Sand- und Kiesabbaus der natürlichen Sukzession überlassen und 
sich – wie die bereits abgenommenen Teilflächen der Abgrabung 
zeigen - wieder zu Wald entwickeln wird. Insofern trägt die 
Abgrabungserweiterung mittelfristig sogar zu einer Begünstigung der 
lokalklimatischen Verhältnisse bei. 
 
Zu der unter lit. B) der Einwendung sinngemäß getroffenen Aussage, 
die Erweiterungsfläche werde von landwirtschaftlich genutzten 
wertvollen Böden in Anspruch genommen, deren "Vernichtung" 
aufgrund der tagebaubedingten Knappheit in der Region nicht zu 
verantworten sei, ist Folgendes zu bemerken: 
 
Ausweislich der 3. Auflage der Karte der schutzwürdigen Böden des 
Geologischen Dienstes NRW wird die Erweiterungsfläche von 
Parabraunerden und Pseudogley eingenommen, die weit 
überwiegend gar nicht als schutzwürdig eingestuft wurden. Die im 
Bereich der Erweiterungsfläche vorkommenden Parabraunerden 
weisen ausweislich der vorgenannten Karte der schutzwürdigen 
Böden zudem lediglich eine hohe Funktionserfüllung auf. 
 
Ihr Vorhandensein steht der Realisierung des Vorhabens deshalb 
auch nicht entgegen. Rund 32 % der Landesfläche Nordrhein-
Westfalens ist von Böden bedeckt, welche bezüglich der 
Fruchtbarkeit als schutzwürdig eingestuft wurden. Im Vergleich mit 
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der Gesamtfläche im Landschaftsraum kommt der 
Erweiterungsfläche kein besonderer Status zu. Die als schutzwürdig 
eingestuften Parabraunerden sind im Landschaftsraum weit 
verbreitet und stellen regional den Hauptbodentyp. Durch die im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen werden die Beeinträchtigungen des Bodens 
auf ein verträgliches Maß reduziert. 
 
Dass die Erweiterungsfläche zur Gewährleistung einer 
zukunftsfähigen landwirtschaftlichen Erzeugung in ihrem jetzigen 
Zustand erhalten werden müsste, ist vor diesem Hintergrund 
ebenfalls nicht anzunehmen. Entsprechendes wird auch in dem 
Entwurf der Leitentscheidung der Landesregierung nicht gefordert. 
Dort heißt es lediglich, dass die im derzeitigen Tagebauvorfeld 
liegenden landwirtschaftlichen Flächen möglichst erhalten bleiben 
sollen. Das würde selbst dann, wenn die Leitentscheidung in der 
vorliegenden Entwurfsfassung Rechtsverbindlichkeit erlangen würde, 
eine Inanspruchnahme für den Sand- und Kiesabbau nicht 
ausschließen. 
 
Dass die Realisierung der Abgrabungserweiterung – wie unter lit. C) 
der Einwendung behauptet - eine nachhaltige Entwicklung des 
Raumes im Bereich und Umfeld des Tagebaus Hambach verhindern 
würden, trifft ebenfalls nicht zu. Die Erweiterung ermöglicht die 
Entstehung wertvoller Sekundärbiotope im Anschluss an den 
abschnittsweise erfolgenden Rohstoffabbau und trägt so zur 
Biotopvernetzung bei. Sie wirkt damit entgegen der 
unsubstantiierten Behauptung des Einwenders keineswegs 
zerstörerisch, sondern begünstigt nachhaltige 
Entwicklungsperspektiven.  
 
Eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen hat der Einwender 
schließlich nicht substantiiert dargetan. Er trägt lediglich vor, als 
Buirer Bürger mindestens in einem Belang durch das Vorhaben 
unmittelbar berührt zu sein. Welcher Belang konkret betroffen sein 
soll, lässt sich der Einwendung dagegen nicht entnehmen.  
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Dass eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen gegeben sein 
könnte, ist bei objektiver Würdigung auch nicht ersichtlich. Die 
Einwendung ist daher als unbegründet zurückzuweisen. 
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Der Einwender wohnt etwa 1,08 km von der Abgrabung Buir und 
etwa 1,93 km von der geplanten 5. Erweiterung entfernt. 
 
Er hat ausschließlich Einwendungen erhoben, die sich auf Aspekte 
beziehen, die den Einwender nicht in eigenen Belangen berühren 
können und weit überwiegend auch keine im abgrabungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahren berücksichtigungsfähigen öffentlichen 
Belange darstellen. 
 
Es handelt sich bei der unter lit. A) bis C) der Einwendung in Bezug 
genommenen Leitentscheidung der Landesregierung bislang noch um 
eine Planung im Entwurfsstadium, von der - wie die Bezirksregierung 
Arnsberg in ihrer Stellungnahme vom 14.05.2020 zutreffend betont 
hat - noch keinerlei Rechtswirkungen ausgehen. Sie vermag deshalb 
eine Aussetzung des vorliegenden Genehmigungsverfahrens nicht zu 
rechtfertigen; erst recht stellt sie in Ansehung des § 3 
Abs. 2 AbgrG NRW, der unter den dort genannten Voraussetzungen 
einen Anspruch auf Erteilung der Abgrabungsgenehmigung 
vermittelt, keine Grundlage für die Versagung der beantragten 
Erweiterungsgenehmigung dar. 
 
Bei den geplanten Erweiterungsflächen handelt es sich - abgesehen 
von den in die Planung einbezogenen Böschungen der bereits 
bestehenden Abgrabung - ausnahmslos um intensiv genutzte 
Ackerflächen. Wie deren Abbau zu einer Beeinträchtigung der 
Restflächen des Hambacher Forsts beizutragen in der Lage sein 
sollte, bleibt angesichts eines Abstands zwischen den Restflächen 
des Hambacher Forsts und der Erweiterungsfläche von im Minimum 
850 m völlig unerfindlich. 
 
In diesem Zusammenhang erlauben wir uns den Hinweis, dass sich 
der Geologische Dienst NRW mit entsprechenden Befürchtungen, die 
im Zusammenhang mit der Annäherung des Tagebau Hambach an 
die Restflächen des Hambacher Forsts geäußert wurden, bereits 
eingehend beschäftigt hat und zu dem Ergebnis gelangt ist, dass ab-
baubedingte Auswirkungen auf den Wasserhaushalt des Hambacher 
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Forsts bei Einhaltung eines Sicherheitsabstands von 50 m sicher 
auszuschließen sind. In der fachgutachterlichen Stellungnahme des 
Geologischen Diensts NRW heißt es im Einzelnen: 
 

Von verschiedenen Seiten werden aktuell Befürchtungen 
geäußert, dass wasserstauende Schichten, aus denen sich die 
Wurzeln der Bäume und anderer Pflanzen im Hambacher Forst 
mit Wasser versorgen, durch den heranrückenden Abbau 
geschädigt werden, und dass wegen eines möglichen 
Druckgefälles in Richtung Tagebau Niederschlagswasser aus 
dem Böschungsbereich auslaufen könnte. 
 
Der Geologische Dienst Nordrhein-Westfalen hat sich mit diesen 
Befürchtungen fachlich auseinandergesetzt und kommt zu 
folgender Einschätzung: 
 
Bäume und andere Pflanzen können aus zwei Quellen Wasser 
beziehen: aus dem Grundwasser, sofern die Flurabstände nicht 
zu groß sind, sowie aus im Boden gespeichertem Wasser, das 
vom Grundwasser unabhängig ist. Im zweiten Fall hängen die 
Wassergehalte alleine von Niederschlägen ab und schwanken 
daher jahreszeitlich. In den vom Grundwasser unabhängigen 
Böden können sich unter besonderen Umständen 
Staunässehorizonte entwickeln. 
 
Die Grundwasseroberfläche in den Grundwasserleitern der Erft-
Scholle, in welcher der Hambacher Forst liegt, ist im Bereich des 
Hambacher Forstes aufgrund der Entwässerungsmaßnahmen der 
Braunkohlentagebaue seit Jahrzehnten abgesenkt. Die 
Flurabstände im oberen Grundwasserleiter betragen über zehn 
Meter, in der Regel mehrere Zehnermeter. Das Grundwasser 
kann durch die Pflanzenwurzeln im Hambacher Forst nicht 
erreicht werden. 

 
Die Wasserversorgung der Pflanzen im Hambacher Forst ist 
alleine durch die Niederschläge und deren Speicherung im 
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Boden gewährleistet. Im Bereich des Hambacher Forstes sind 
Böden verbreitet, die sich auf gering durchlässigen schluffig-
tonigen Sedimenten entwickelt haben. Es handelt sich um 
Parabraunerden und Pseudogleye. Letztere zeichnen sich durch 
periodisch auftretende Staunässe aus. In den Böden kam es 
infolge von Verwitterungsprozessen zu einer Umlagerung von 
Tonanteilen von oben nach unten und einer unterschiedlich 
starken Anreicherung von Ton im Unterboden. Der 
Tonanreicherungshorizont wirkt insofern wasserstauend, als 
dass er die Versickerung in tiefere Bereiche des Bodens 
verzögert. Und auch diese "Ton-Schichten" sind nur partiell un-
ter dem Hambacher Forst verbreitet. Den Hauptanteil der Böden 
bilden Parabraunerden, die nicht oder nur gering wasserstauend 
sind, jedoch ein hohes Speichervermögen für Wasser und 
Nährstoffe haben. 

 
Die geringe Durchlässigkeit der Böden bewirkt, dass sich das 
Wasser dort nur sehr langsam von oben nach unten bewegt. Der 
Boden ist nur zeitweise, in der Regel in den Wintermonaten, 
wassergesättigt. Während der Vegetationsperiode liegen die 
Wassergehalte im Rahmen des Speichervermögens des Bodens 
(Feldkapazität). Der Boden hält das Wasser fest (Kapillar- und 
Adsorptionswasser). Es sind daher kaum Wasserverluste zu 
erwarten, wenn der Boden an einer Böschung angeschnitten 
wird. 

 
Zur Angabe eines Abstandes, bis zu dem die Wasserversorgung 
des Hambacher Forstes nicht gefährdet sein sollte, wird von 
folgenden Annahmen ausgegangen: 

 
•  Die Böden weisen überwiegend die Bodenarten schwach 

oder mitteltoniger Schluff auf. Eine für Pflanzen noch 
nutzbare kapillare Wassernachlieferung durch den Boden 
liegt bei 0,3 mm pro Tag. Diese Rate der Wassernachlie-
ferung ist bei den dominierenden Bodenarten noch über 
2,5 m möglich; jenseits von 5 m findet im Boden keine 



5. Erweiterung der Abgrabung Buir der Firma Rheinische Baustoffwerke – Synopse für die Onlinekonsultation - 
236 

 

Lfd. 
Nr. 

TÖB-Stellungnahme/Einwendung Stellungnahme der Antragstellerin 

 
 
 

kapillare Wassernachlieferung mehr statt. 
 

•  Die seitliche Ausdehnung der Feinwurzeln reicht, vom 
Stamm aus betrachtet, für gewöhnlich nicht weiter als die 
Baumkrone hoch ist; das sind bei einer hoch angesetzten 
Kronenhöhe von 40 m für die Eichen im Hambacher Forst 
40 m. 

 
Aus den Maximalwerten für die kapillare Wassernachlieferung 
und für die Erstreckung der Feinwurzeln ergibt sich 
grundsätzlich ein Abstand von ca. 50 m. 
 
Nach Auskunft der Bergbehörde (28.06.2019) hat sich der 
Tagebau lediglich an einer Stelle dem Hambacher Forst auf 
50 Meter genähert, in den anderen Bereichen ist der Tagebau 
noch deutlich weiter (zwischen 100 und 200 Meter) vom 
Hambacher Forst entfernt. 
(Hervorhebung nicht im Original) 

 
Vgl. Geologischer Dienst NRW, Tagebau Hambach: Abstand 

zum Hambacher Forst vermeidet Beeinträchtigung des 
Baumbestandes, abrufbar unter 

 https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf. 
 
Wie sich angesichts des Abstands von im Minimum 850 m zu den 
Restflächen des Hambacher Forstes – auch unter Berücksichtigung 
der bestehenden Abgrabungen – durch 
abgrabungserweiterungsbedingte geringfügigste mikroklimatische 
Veränderungen, die Verritzung von Bodenhorizonten sowie Staub- 
und Abgasbelastungen durch den Maschineneinsatz sowie 
Transportverkehr eine Beeinträchtigung der in Rede stehenden 
Waldflächen ergeben können soll, bleibt unerfindlich. Aus der von 
dem Einwender angeführten, von Greenpeace beauftragten Studie 
von Ibisch, Blumenröder et al. lässt sich Entsprechendes jedenfalls 
nicht ableiten. Darin wird zwar ein sofortiger Stopp nicht nur der 
Braunkohlengewinnung, sondern auch der Kiestagebaue im Umfeld 

https://www.gd.nrw.de/zip/hambacherforst.pdf
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des Hambacher Forstes gefordert. Wissenschaftliche Belege, die die 
Begründetheit dieser Forderung untermauern könnten, lassen sich 
der Studie allerdings nicht entnehmen. Zu den Auswirkungen von 
Kiesabgrabungen haben die Verfasser der Studie überhaupt keine 
Untersuchungen angestellt.   
 
Die Annahme, durch die geplante Abgrabungserweiterung könne der 
Hambacher Forst geschädigt werden, erweist sich danach als völlig 
haltlos.  
 
Der Einwender verkennt zudem, dass sich die Erweiterungsfläche 
nach Beendigung des nur wenige Jahre in Anspruch nehmenden 
Sand- und Kiesabbaus der natürlichen Sukzession überlassen und 
sich – wie die bereits abgenommenen Teilflächen der Abgrabung 
zeigen - wieder zu Wald entwickeln wird. Insofern trägt die 
Abgrabungserweiterung mittelfristig sogar zu einer Begünstigung der 
lokalklimatischen Verhältnisse bei. 
 
Zu der unter lit. B) der Einwendung sinngemäß getroffenen Aussage, 
die Erweiterungsfläche werde von landwirtschaftlich genutzten 
wertvollen Böden in Anspruch genommen, deren "Vernichtung" 
aufgrund der tagebaubedingten Knappheit in der Region nicht zu 
verantworten sei, ist Folgendes zu bemerken: 
 
Ausweislich der 3. Auflage der Karte der schutzwürdigen Böden des 
Geologischen Dienstes NRW wird die Erweiterungsfläche von 
Parabraunerden und Pseudogley eingenommen, die weit 
überwiegend gar nicht als schutzwürdig eingestuft wurden. Die im 
Bereich der Erweiterungsfläche vorkommenden Parabraunerden 
weisen ausweislich der vorgenannten Karte der schutzwürdigen 
Böden zudem lediglich eine hohe Funktionserfüllung auf. 
 
Ihr Vorhandensein steht der Realisierung des Vorhabens deshalb 
auch nicht entgegen. Rund 32 % der Landesfläche Nordrhein-
Westfalens ist von Böden bedeckt, welche bezüglich der 
Fruchtbarkeit als schutzwürdig eingestuft wurden. Im Vergleich mit 
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der Gesamtfläche im Landschaftsraum kommt der 
Erweiterungsfläche kein besonderer Status zu. Die als schutzwürdig 
eingestuften Parabraunerden sind im Landschaftsraum weit 
verbreitet und stellen regional den Hauptbodentyp. Durch die im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen werden die Beeinträchtigungen des Bodens 
auf ein verträgliches Maß reduziert. 
 
Dass die Erweiterungsfläche zur Gewährleistung einer 
zukunftsfähigen landwirtschaftlichen Erzeugung in ihrem jetzigen 
Zustand erhalten werden müsste, ist vor diesem Hintergrund 
ebenfalls nicht anzunehmen. Entsprechendes wird auch in dem 
Entwurf der Leitentscheidung der Landesregierung nicht gefordert. 
Dort heißt es lediglich, dass die im derzeitigen Tagebauvorfeld 
liegenden landwirtschaftlichen Flächen möglichst erhalten bleiben 
sollen. Das würde selbst dann, wenn die Leitentscheidung in der 
vorliegenden Entwurfsfassung Rechtsverbindlichkeit erlangen würde, 
eine Inanspruchnahme für den Sand- und Kiesabbau nicht 
ausschließen. 
 
Dass die Realisierung der Abgrabungserweiterung – wie unter lit. C) 
der Einwendung behauptet - eine nachhaltige Entwicklung des 
Raumes im Bereich und Umfeld des Tagebaus Hambach verhindern 
würden, trifft ebenfalls nicht zu. Die Erweiterung ermöglicht die 
Entstehung wertvoller Sekundärbiotope im Anschluss an den 
abschnittsweise erfolgenden Rohstoffabbau und trägt so zur 
Biotopvernetzung bei. Sie wirkt damit entgegen der 
unsubstantiierten Behauptung des Einwenders keineswegs 
zerstörerisch, sondern begünstigt nachhaltige 
Entwicklungsperspektiven.  
 
Entgegen der Behauptung unter lit. D) der Einwendung wird durch 
das geplante Erweiterungsvorhaben der Antragstellerin auch nicht 
das öffentliche Wegenetz nördlich der Straße "An den Birkenhöfen" 
zerstört. Durch die Abgrabungserweiterung wird lediglich ein allein 
der Erschließung landwirtschaftlicher Nutzflächen dienender 
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Wirtschaftsweg in Anspruch genommen. Dieser ist für die 
Erschließung angrenzender landwirtschaftlicher Nutzflächen bei 
Realisierung des Vorhabens jedoch nicht mehr erforderlich. Östlich 
an die Erweiterungsfläche grenzt ein weiterer Wirtschaftsweg an, der 
nach Süden über eine Verbindung zur K 4 verfügt und an die 
umliegenden Wirtschaftswege im Norden der K 4 angebunden ist. 
Dass diese bei Entfallen des von dem Vorhaben beanspruchten 
Wirtschaftsweges nicht mehr erreichbar seien, trifft nicht zu.   
 
Schließlich rechtfertigen die unter lit. D) der Einwendung 
behaupteten Umweltschadenskosten der Betonherstellung keine 
Versagung der beantragten Abgrabungsgenehmigung. Vorliegend 
geht es nicht um die Zulassung eines Betonwerks, sondern um die 
Zulassung einer Sand- und Kiesabgrabung, deren Zulässigkeit sich 
nach den §§ 3, 7 und 8 AbgrG NRW richtet. Die in diesen 
Vorschriften geregelten Zulassungsvoraussetzungen sind vorliegend 
gegeben, sodass die Antragstellerin einen Anspruch auf Zulassung 
ihres Vorhabens hat. 
 
Die unter lit. D) der Einwendung angestellten Überlegungen gehen 
im Übrigen gänzlich an dem Umstand vorbei, dass die jährlich 
anfallenden Recyclingbaustoffe alleine nicht ausreichen, um die 
Versorgung der Wirtschaft mit hochwertigen Baustoffen zu 
gewährleisten. Daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern, da die 
mögliche Recyclingquote bereits jetzt ausgeschöpft ist, sodass zur 
Versorgung der Wirtschaft mit hochwertigen Baustoffen auch 
weiterhin ein Sand- und Kiesabbau erforderlich sein wird. Dies ist 
durch wissenschaftliche Studien zweifelsfrei belegt und Grund dafür, 
dass im Rahmen der Regionalplanung Kiesabbaustandorte gesichert 
und vor konkurrierenden Nutzungen geschützt werden. Das gilt auch 
für die Abgrabung der Antragstellerin, die im Regionalplan Köln als 
Bereich für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher 
Bodenschätze (BSAB) dargestellt ist. Die Fläche der 5. Erweiterung 
soll wegen des anhaltenden Bedarfs an Sand und Kies in der Region 
im Rahmen der Aufstellung des sachlichen Teilplans 
"Nichtenergetische Rohstoffe" ausweislich des 1. Planentwurfs der 
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Bezirksregierung Köln ebenfalls als BSAB ausgewiesen werden. Die 
aus ihr gewinnbaren Rohstoffe können durch Recyclingbaustoffe 
nicht substituiert werden. 
 
Eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen hat der Einwender 
schließlich nicht substantiiert dargetan. Er trägt lediglich vor, als 
Buirer Bürger mindestens in einem Belang durch das Vorhaben 
unmittelbar berührt zu sein. Welcher Belang konkret betroffen sein 
soll, lässt sich der Einwendung dagegen nicht entnehmen.  
 
Dass eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen gegeben sein 
könnte, ist bei objektiver Würdigung auch nicht ersichtlich. Die 
Einwendung ist daher als unbegründet zurückzuweisen. 
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Der Einwender wohnt etwa 9,22 km Luftlinie von der Abgrabung der 
Antragstellerin und deren geplanter 5. Erweiterung entfernt. Bei 
objektiver Betrachtung ist es daher ausgeschlossen, dass der 
Einwender durch das geplante Vorhaben in eigenen Belangen 
beeinträchtigt sein könnte. 
 
Eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen macht der Einwender 
dementsprechend auch nicht geltend, sodass die Einwendung als 
unzulässig zurückzuweisen ist. 
 
Sie ist auch nicht begründet, da dem Vorhaben der Antragstellerin 
entgegen der rechtsirrigen Behauptung des Einwenders keine 
übergeordneten Ziele der Raumordnung entgegenstehen.  
 
Die von ihm angeführte Leitentscheidung der Landesregierung hat 
bislang lediglich Entwurfscharakter und ist dementsprechend noch 
nicht rechtsverbindlich. 
 
Dem LEP NRW lassen sich ebenfalls keine dem Vorhaben 
entgegenstehenden Ziele der Raumordnung entnehmen. Die vom 
Einwender angeführte Vorgabe 9.2-4 des LEP NRW lautet: 
 

Flächen, die dem Abbau oberflächennaher Bodenschätze 
dienen, sind abschnittsweise und zeitnah zu rekultivieren bzw. 
wiedernutzbar zu machen. In den Regionalplänen ist die 
Nachfolgenutzung für diese Flächen zeichnerisch festzulegen. 

 
Satz 1 der vorgenannten Maßgabe wird durch das beantragte 
Vorhaben offenkundig erfüllt. Es sieht eine abschnittsweise 
Abgrabung und Herrichtung des Geländes vor, wobei als Herrichtung 
eine natürliche Sukzessionsentwicklung erfolgen soll.  
 
Satz 2 der vorgenannten Maßgabe richtet sich an die nachgeordnete 
Regionalplanung und sieht eine zeichnerische Festlegung der 
Nachfolgenutzung von in den Regionalplänen ausgewiesenen 
Abgrabungsstandorten vor. 
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Dass eine solche Ausweisung für die Erweiterungsfläche (bislang) 
nicht erfolgt ist, berührt die Zulassungsfähigkeit des Vorhabens 
nicht. Da für das Vorhaben keine entsprechenden Zielvorgaben 
existieren, können sie dem Vorhaben auch nicht entgegengehalten 
werden. Das ist in der Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit hinreichend geklärt. 
 
Ziffer 9.1-3 des LEP NRW zielt schließlich lediglich darauf ab 
sicherzustellen, dass die Braunkohle überlagernde Rohstoffe nur in 
dem Umfang gewonnen und einer anderweitigen wirtschaftlichen 
Verwertung zugeführt werden dürfen, als sie zur Rekultivierung der 
Braunkohlentagebaue (Kippenmanagement) nicht benötigt werden. 
Das verdeutlicht auch der Erläuterungsbericht zu Ziffer 9.1-3 des LEP 
NRW, in der es heißt: 
 

Rohstoffe im Deckgebirge von Braunkohlentagebauen stehen für 
eine wirtschaftliche Verwendung nur insoweit zur Verfügung, als 
sie im Rahmen des grundwasserschonenden 
Kippenmanagements entbehrt werden können und die 
Wiederherstellung nutzbarer Oberflächen bei 
Rekultivierungsmaßnahmen nicht Vorrang hat. 

 
Dass die Gewinnung für die Rekultivierung der Tagebaue nicht 
benötigter Rohstoffe – wie der Einwender meint - nur durch den 
Betreiber der Braunkohlentagebaue hereingewonnen werden dürften, 
lässt sich aus Ziffer 9.1-3 des LEP NRW dagegen ersichtlich nicht 
ableiten. 
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Die Einwender wohnt etwa 1,08 km Luftlinie von der Abgrabung der 
Antragstellerin und 1,75 km von deren geplanter 5. Erweiterung 
entfernt.  
 
Eine Beeinträchtigung in eigenen Belangen macht die Einwenderin 
nicht geltend. Sie beruft sich zur Begründung der Einwendung nur 
dem Vorhaben vermeintlich entgegenstehende übergeordneten Ziele 
der Raumordnung.  
 
Die von ihr angeführte Leitentscheidung der Landesregierung hat 
bislang allerdings lediglich Entwurfscharakter und ist 
dementsprechend noch nicht rechtsverbindlich. 
 
Dem LEP NRW lassen sich ebenfalls keine dem Vorhaben 
entgegenstehenden Ziele der Raumordnung entnehmen. Die von der 
Einwenderin angeführte Vorgabe 9.2-4 des LEP NRW lautet: 
 

Flächen, die dem Abbau oberflächennaher Bodenschätze 
dienen, sind abschnittsweise und zeitnah zu rekultivieren bzw. 
wiedernutzbar zu machen. In den Regionalplänen ist die 
Nachfolgenutzung für diese Flächen zeichnerisch festzulegen. 

 
Satz 1 der vorgenannten Maßgabe wird durch das beantragte 
Vorhaben offenkundig erfüllt. Es sieht eine abschnittsweise 
Abgrabung und Herrichtung des Geländes vor, wobei als Herrichtung 
eine natürliche Sukzessionsentwicklung erfolgen soll.  
 
Satz 2 der vorgenannten Maßgabe richtet sich an die nachgeordnete 
Regionalplanung und sieht eine zeichnerische Festlegung der 
Nachfolgenutzung von in den Regionalplänen ausgewiesenen 
Abgrabungsstandorten vor. 
 
Dass eine solche Ausweisung für die Erweiterungsfläche (bislang) 
nicht erfolgt ist, berührt die Zulassungsfähigkeit des Vorhabens 
nicht. Da für das Vorhaben keine entsprechenden Zielvorgaben 
existieren, können sie dem Vorhaben auch nicht entgegengehalten 
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werden. Das ist in der Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit hinreichend geklärt.  
 
Ziffer 9.1-3 des LEP NRW zielt schließlich lediglich darauf ab 
sicherzustellen, dass die Braunkohle überlagernde Rohstoffe nur in 
dem Umfang gewonnen und einer anderweitigen wirtschaftlichen 
Verwertung zugeführt werden dürfen, als sie zur Rekultivierung der 
Braunkohlentagebaue (Kippenmanagement) nicht benötigt werden. 
Das verdeutlicht auch der Erläuterungsbericht zu Ziffer 9.1-3 des LEP 
NRW, in der es heißt: 
 

Rohstoffe im Deckgebirge von Braunkohlentagebauen stehen für 
eine wirtschaftliche Verwendung nur insoweit zur Verfügung, als 
sie im Rahmen des grundwasserschonenden 
Kippenmanagements entbehrt werden können und die 
Wiederherstellung nutzbarer Oberflächen bei 
Rekultivierungsmaßnahmen nicht Vorrang hat. 

 
Dass die Gewinnung für die Rekultivierung der Tagebaue nicht 
benötigter Rohstoffe – wie der Einwender meint - nur durch den 
Betreiber der Braunkohlentagebaue hereingewonnen werden dürften, 
lässt sich aus Ziffer 9.1-3 des LEP NRW dagegen ersichtlich nicht 
ableiten. 
 
Die Einwendung ist daher als insgesamt unbegründet 
zurückzuweisen. 
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